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BEBAUUNGSPLAN NR. I/S 65 
„Wohngebiet Heidestraße“ 
 

 
 

AUSWERTUNG DER FRÜHZEITIGEN BETEILIGUNG  

ZUM VORENTWURF 

 
Der Rat der Stadt Bielefeld hat in seiner Sitzung am 03.09.2020 (Drucksachennummer 

11235/2014-2020) - nach vorheriger Beratung des Stadtentwicklungsausschusses 

(01.09.2020) und der Bezirksvertretung Senne (20.08.2020) den Aufstellungsbeschluss sowie 

den Beschluss zur Durchführung der frühzeitigen Beteiligung beschlossen.  

 

Die frühzeitige Beteiligung nach § 3 Absatz 1 BauGB wurde vom 26.10.2020 bis zum 

20.11.2020 durchgeführt. Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher 

Belange nach § 4 Absatz 1 BauGB fand mit Schreiben vom 19.10.2020 mit der Bitte um 

Stellungnahme bis zum 30.11.2020 statt. 

 

Die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung eingegangenen Stellungnahmen werden in den 

folgenden Abschnitten wiedergegeben:  

 

1. Auswertung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 

Absatz 1 BauGB  

 

2. Auswertung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und Träger 

öffentlicher Belange gemäß § 4 Absatz 1 BauGB 

 

3. Änderungsvorschläge der Verwaltung und Übersicht der Ergänzungen und Änderungen 

der Planunterlagen nach der frühzeitigen Beteiligung   
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1. AUSWERTUNG DER STELLUNGNAHMEN AUS DER FRÜHZEITIGEN BETEI-

LIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT 

 

Von der Öffentlichkeit sind im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 Absatz 1 BauGB 

in der Zeit vom 26.10.2020 bis einschließlich 20.11.2020 folgende Stellungnahmen von der 

Öffentlichkeit eingegangen: 

 

Während der Öffentlichkeitsbeteiligung sind insgesamt 17 Stellungnahmen eingegangen. 

 

Die vorgetragenen Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit sind häufig sehr umfangreich, ent-

halten jedoch sich wiederholende Anregungen/ Bedenken beziehungsweise allgemeine Fra-

gen - wenn auch mit teilweise unterschiedlichen Schwerpunkten oder abweichenden Detail-

fragen. Die Stellungnahmen beziehen sich insbesondere auf die Themenbereiche: 

 

 Verkehr, Straßenraum und Parkdruck 

 Kanalisation 

 Wasserkonzept, Versickerung und Überflutungsschutz  

 Luft und Klima 

 Grünflächen, Baumbestand und Artenschutz  

 Bebauungsdichte und Siedlungsstruktur  

 Genehmigungspraxis  

 Stadtbahnverlängerung  

 

Zu diesen einzelnen Themenbereichen wird im Nachfolgenden (Abschnitt 1.1) summarisch 

Stellung genommen, wobei kenntlich gemacht wird, welche Stellungnahmen diese Themen 

beinhaltet.  

 

Anschließend werden sonstige Aspekte und einzelfallbezogene Inhalte der einzelnen Stellung-

nahmen in die planerische Abwägung eingestellt (Abschnitt 1.2). 
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1.1  SUMMARISCHE ABWÄGUNG - ABWÄGUNG NACH THEMENBEREICHEN 

 
 

THEMENBEREICH LFD. 
NR.  

 

STELLUNGNAHMEN IN INHALTLICHER ZU-
SAMMENFASSUNG 

STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG  

Verkehr, Straßen-
raum und Park-
druck 

1b 

1e 

3c 

4b 

5b 

5e 

5g 

6c 

7c 

8b 

8e 

9e 

9g 

13d 

13e 

14b 

14f 

16e 

 

Die Öffentlichkeit befürchtet, dass die Inf-
rastruktur nicht geeignet sei, um die 
Mehrbelastungen, die durch die Nach-
verdichtung hervorgerufen werden, auf-
nehmen zu können. Die Befürchtungen 
beziehen sich auch auf den Straßen-
raum: Dieser sei nicht ausreichend di-
mensioniert, um die Mehrverkehre auf-
zunehmen und den zusätzlichen Parkbe-
darf zu decken. Die Anwohner fragen 
sich, weshalb bei Mehrfamilienhäuser mit 
über fünf Wohneinheiten keine Pflicht zur 
Umsetzung einer Tiefgarage bestünde. 
Aufgrund der zahlreichen Autos, die auf 
der Straße geparkt werden, entstünde 
der Eindruck wie auf einem „Brackweder 
Autohof“. Die Autos würden oft auf der 
Straße geparkt, weil private Stellplätzen 
fehlten. Befürchtet wird, dass Rettungs- 
und Müllfahrzeugen die Zufahrt erheblich 
erschwert wird.  
 
Es wird angenommen, dass insbeson-
dere der Verkehr auf dem Senner Hell-
weg und den Nebenstraßen stark zuneh-
men wird, sodass weitere Gefahrenstel-
len für Verkehrsteilnehmende -insbeson-
dere für Kinder und Haustiere- entstün-
den. Dies würde dadurch verschärft, 
dass teilweise keine Gehwege vorhan-
den seien. Es wird bemängelt, dass im 
Rahmen der Bebauungsplanaufstellung 
keine Gehwege geplant werden.  
 
Die Anwohner befürchten neben den 
Mehrverkehren auch die Zunahme von 
Immissionen (Lärm und Abgase). Dies 
würde sich negativ auf ihre Lebensquali-
tät auswirken. Die Anwohnerschaft for-
dert Geschwindigkeitskontrollen und 
Maßnahmen zur Geschwindigkeitsein-
haltung. 
 

Aussagen werden zur Kenntnis genom-
men.  

Im vorliegenden Gebiet besteht bereits 
Baurecht nach § 34 BauGB, das über 
den Bebauungsplan durch Rahmenvor-
gaben künftig gesteuert wird. Im Ver-
gleich zur bestehenden planungsrechtli-
chen Situation wird das Baurecht unter 
anderem hinsichtlich der maximal zuläs-
sigen Wohnungen je Wohngebäude ge-
steuert, sodass gegenüber der bisheri-
gen planungsrechtlichen Situation weni-
ger Verkehre ermöglich werden.  

In den jeweiligen Baugenehmigungsver-
fahren ist durch die Antragsstellenden 
nachzuweisen, dass die bauordnungs-
rechtlich notwendigen Stellplätze auf 
dem Baugrundstück selbst oder auf ei-
nem geeigneten Grundstück in der Nähe 
hergestellt werden können. Durch den 
Bebauungsplan kann nicht ausge-
schlossen werden, dass Autos auf den 
öffentlichen Verkehrsflächen geparkt 
werden. Die Errichtung einer Parkver-
botszone entzieht sich dem Zuständig-
keitsbereich des Bauamts und ist nicht 
Gegenstand des Aufstellungsverfah-
rens. Sofern in den Straßen eine Durch-
fahrtsbreite von 3,05 m nicht verbleibt, 
besteht ein gesetzliches Halteverbot ge-
mäß § 12 Absatz 1 Nummer 1 StVO.  

Bauherren kann die Umsetzung einer 
Tiefgarage nur empfohlen werden. Sie 
können dazu nicht verpflichtet werden.  
 
Zusätzliche Gehwege können aufgrund 
der bestehenden Straßenbreiten und Ei-
gentumsverhältnissen nicht realisiert 
werden. In Bezug auf die Fußgängersi-
tuation ergeben sich durch das Planver-
fahren keine Änderungen. 
 
Bei Durchführung der Planung sind nur 
geringe Lärmimmissionen durch neue 
Wohnnutzungen und den damit verbun-
den geringen An- und Abfahrverkehren 
zu erwarten. In Bezug auf die bestehen-
den, umliegenden Wohn- und Verkehrs-
strukturen kann das gesamte Gebiet als 
vorbelastet eingestuft werden. Die zu er-
wartenden Auswirkungen werden sich 
nicht im erheblichen Maße von denen 



BEBAUUNGSPLAN NR. I/S 65                                 AUSWERTUNG FRÜHZ. BETEILIGUNG 

STAND: ENTWURF; APRIL 2025  SEITE 6 VON 51 
  

THEMENBEREICH LFD. 
NR.  

 

STELLUNGNAHMEN IN INHALTLICHER ZU-
SAMMENFASSUNG 

STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG  

unterscheiden, die bereits vorherrschen. 
 
Im Planbereich des angrenzenden Be-
bauungsplans Nummer I/S 62 wird auf 
die Festsetzung einer Gemeinbedarfs-
fläche mit der Zweckbestimmung Kita 
abgesehen. Gemäß den Festsetzungen 
zur Art der baulichen Nutzung im Allge-
meinen Wohngebiet sind Kindertages-
stätten nach § 4 BauNVO hier planungs-
rechtlich zulässig. 
 

Kanalisation 1b 

1d 

8d 

9f 

14g 

Die Öffentlichkeit befürchtet, dass die 

Kanalisation nicht ausreiche, um zu-

sätzliches Abwasser, das durch eine 

Nachverdichtung anfalle, aufzunehmen. 

So böte die Kanalisation bereits heute 

keine weitere Aufnahmekapazität.  

Aufgrund der zusätzlichen Versiegelun-

gen kann zudem weniger Niederschlags-

wasser in versickern, sodass mehr Nie-

derschlagswasser durch die Kanalisation 

aufgenommen werden müsse. Dies führe 

zu einer weiteren Verschärfung.  

Die Anwohner nehmen an, dass sie sich 

an den Kosten einer notwenigen Ka-

nalerweiterung beteiligen müssten.  

Es wird gefordert den Themenbereich 

der Kanalisation in die Planunterlagen 

aufzunehmen.  

Aussagen werden zur Kenntnis genom-

men.  Den Stellungnahmen wird ge-

folgt.  

 

Zur Klarstellung wird die Begründung 

um Inhalte zur Entwässerung ergänzt.  

 
Der Bebauungsplan überplant eine Be-
standssiedlung, in der bereits Baurechte 
nach § 34 BauGB bestehen. Durch die 
Festsetzungen wird dazu beigetragen, 
die Neuversiegelungen möglichst gering 
zu halten. Der Versiegelungsgrad wird 
beispielsweise durch die Festsetzung 
der GRZ auf 0,4 begrenzt. Auch tragen 
Festsetzungen zu Vorgartenflächen und 
Dachbegrünungsmaßnahmen zur Reali-
sierung von kleinräumigen Retentions-
flächen bei.   
 
Das Plangebiet befindet sich innerhalb 
der genehmigten Kanalnetzplanung 
Schmutzwasser Hauptentwässerungs-
gebiet Kläranlage „Obere Lutter". Das 
Schmutzwasser wird über die in den um-
liegenden Straßen befindlichen 
Schmutzwasserkanäle der Kläranlage 
„Obere Lutter" zugeleitet. Nach Anga-
ben des Fachamtes sind die Ableitungs-
sammler zur Kläranlage „Obere Lutter" 
hydraulisch überlastet, so dass weitere 
Zuflüsse lediglich in sehr begrenztem 
Umfang zugelassen werden können. 
Die Struktur des Bebauungsplanes mit 
bereits bebauten Grundstücken und ver-
teilten Besitzverhältnissen führt zu der 
Einschätzung, dass die mögliche Nach-
verdichtung sich anders als bei einem 
neuen Erschließungsgebiet eher über 
einen langen Zeitraum vollziehen wird. 
Die zu erwartende Erhöhung des 
Schmutzwasseranfalls wird sich so-
mit ebenfalls nur langsam steigern. 
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THEMENBEREICH LFD. 
NR.  

 

STELLUNGNAHMEN IN INHALTLICHER ZU-
SAMMENFASSUNG 

STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG  

Die Stadt Bielefeld ist gesetzlich dazu 
verpflichtet, für eine ordnungsgemäße 
Abwasserbeseitigung zu sorgen. Dazu 
hat sie die notwendigen Abwasseranla-
gen, also Kanäle und Kläranlagen, nicht 
nur zu bauen und zu unterhalten, son-
dern auch den „allgemein anerkannten 
Regeln der Technik” anzupassen. Da es 
sich im Bereich der Buschkampsiedlung 
um bereits bestehende Kanäle handelt, 
würde bei einem Ausbau die Allgemein-
heit durch die zu entrichtenden Abwas-
sergebühren die entsprechenden Kos-
ten tragen. Die Bauwilligen tragen die 
Kosten für den jeweiligen Hausan-
schluss selbst.  
 

Wasserkonzept, 
Versickerung und 
Überflutungs-
schutz 

7c 

7f 

8c 

9f 

14g 

16f 

 

Die Öffentlichkeit nimmt an, dass durch 

eine zunehmende Versiegelung die Bo-

denfunktionalität beeinflusst wird. Dies 

betrifft insbesondere die Versickerungs-

fähigkeit von Niederschlagswasser und 

die Neugewinnung von Grundwasser. 

Es wird darauf hingewiesen, dass das 

Gebiet im Einzugsbereich des Wasser-

werkes Windelsbleiche liege. Unter Be-

zugnahme zum Wasserschutzkonzept 

der Stadt Bielefeld (2018) wird darauf 

hingewiesen, dass es sich vorliegend um 

eine trockene Gegend handle. Der aktu-

elle Bebauungsplanentwurf würde die-

sem Konzept in Gänze widersprechen, 

da der Bereich als „Wassereinzugsge-

biet“ deklariert werde. In dem Wasser-

schutzkonzept (S. 14) ist für die Busch-

kampsiedlung folgendes festgestellt wor-

den: „Die im Flächennutzungsplan aus-

gewiesenen Bauflächen sind überwie-

gend ausgenutzt, nur vereinzelt gibt es 

noch größere Baulücken. Auch der Ge-

bietsentwicklungsplan enthält keine wei-

teren baulichen Entwicklungsmöglichkei-

ten." Die Öffentlichkeit leitet daraus ab, 

dass der Bebauungsplan und das Was-

serschutzkonzept nicht übereinstimmten.  

Es wird darauf hingewiesen, dass die 

ehemaligen Siekbereiche der talabwärts 

fließenden Bäche andere Bodenstruktu-

ren aufweisen und größere Starkregen-

mengen nicht abführen können. Weiter 

seien Bodenarbeiten aus dem 19. Jahr-

hundert zu beachten: Die damaligen 

Lehmaufschüttungen verursachten eine 

Aussagen werden zur Kenntnis genom-
men.  

Das gegenwärtige Planungsrecht richtet 
sich nach § 34 BauGB - das heißt, dass 
ein Bauvorhaben zulässig ist, wenn es 
sich u. a. nach dem Maß und der Grund-
stücksfläche, die überbaut werden soll, 
in die maßgeblich nähere Umgebung 
einfügt.  

Durch die im Bebauungsplan vorgese-
henen überbaubaren Grundstücksflä-
chen wird das derzeitige Planungsrecht 
unter Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange an wenigen Stellen 
modifiziert. Durch diese geringfügige 
Reduzierung der Bebauungsmöglichkei-
ten und der Festsetzung einer GRZ von 
0,4 trägt der Bebauungsplan dazu bei, 
den Grad der Versiegelung gering zu 
halten. Die festgesetzte GRZ orientiert 
sich an den Orientierungswerten nach 
§ 17 BauNVO. Eine Unterschreitung des 
Wertes ist mit den privaten Belangen 
nicht vereinbar und aus planungsrechtli-
cher und städtebaulicher Sicht nicht er-
forderlich.  
 
Der Planbereich des Bebauungsplanes 
Nummer I/S 65 liegt innerhalb des ge-
planten Wasserschutzgebiet WSG IIIA. 
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NR.  

 

STELLUNGNAHMEN IN INHALTLICHER ZU-
SAMMENFASSUNG 

STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG  

Minderung der Bodendurchlässigkeit und 

Versickerungsfähigkeit.  Die Anwohner-

schaft befürchtet deshalb Überschwem-

mungen bei Starkregen.  

Von der Öffentlichkeit wird zudem be-

mängelt, dass die Festsetzung einer 

GRZ 0,4 nicht ausreichend sei, um mas-

siven Versiegelungen entgegenzuwir-

ken.  

und -vorsorge wird in die textlichen 
Festsetzungen aufgenommen.  
 
Durch den Bebauungsplan wird das 
Überflutungs- und Überschwemmungs-
risiko im Vergleich zur Ausgangssitua-
tion nicht verschärft, da in dem Gebiet 
bereits Baurecht nach § 34 BauGB be-
steht.  

Entgegen der öffentlichen Meinung ste-
hen das Wasserversorgungskonzept 
2018 und der Bebauungsplan nicht im 
Widerspruch zueinander: Der Flächen-
nutzungsplan stellt den Bereich als 
Wohnbaufläche dar. Der Regionalplan 
weist den Bereich als Allgemeinen Sied-
lungsbereich aus. Innerhalb dieser Dar-
stellungen ist eine bauliche Entwicklung 
mit den übergeordneten Zielen der 
Raumordnung vereinbar. Auch wird dem 
Entwicklungsgebot gemäß § 8 Absatz 2 
BauGB, nachdem Bebauungspläne aus 
dem Flächennutzungsplan zu entwi-
ckeln sind, vollumfänglich entsprochen.  
 
Gemäß § 44 Landeswassergesetz und 
§ 55 Absatz 2 Wasserhaushaltsgesetz 
soll Niederschlagswasser ortsnah versi-
ckert, verrieselt oder direkt oder über 
eine Kanalisation ohne Vermischung mit 
Schmutzwasser in ein Gewässer einge-
leitet werden, soweit dem weder was-
serrechtliche, sonstige öffentlich-rechtli-
che Vorschriften oder wasserwirtschaft-
liche Belange entgegenstehen. Auf-
grund der vorherrschenden Bodenver-
hältnisse (durchlässige Sande) und aus-
reichenden Grundwasserflurabständen 
ist eine Versickerung grundsätzlich 
möglich. 
 

Luft und Klima 1c 

1g 

7f 

8b 

8f 

9c 

14b 

14d 

 

Die Öffentlichkeit weist darauf hin, dass 
der Rat der Stadt Bielefeld den „Klima-
notstand“ festgestellt und dazu aufgeru-
fen hat, dies bei Planungen zu beachten. 
Es wird darauf aufmerksam gemacht, 
dass die Durchschnittstemperaturen in 
Senne erheblich höher seien als im rest-
lichen Stadtgebiet - daraus resultieren 
eine erhebliche Trockenheit.   Die An-
wohner befürchten, dass die Durchlüf-
tung und die Kaltluftversorgung durch die 
Planung beeinträchtigt wird. Sie fordern 
deshalb Überprüfungen, die aufzeigen 
sollen, ob eine Nachverdichtung aus kli-

Aussagen werden zur Kenntnis genom-
men. Den vorgetragenen Anregungen 
wird teilweise gefolgt.  
 
Die Bauleitplanung hat die Belange des 
Klimas zu berücksichtigen. Nicht ausge-
schlossen sind mögliche (Ziel-)Konflikte, 
über die im Rahmen der Abwägung zu 
entscheiden ist. Im Rahmen der frühzei-
tigen Beteiligung wurde das Umweltamt 
als zuständiges Fachamt entsprechend 
beteiligt. Aus der Stellungnahme geht 
hervor, dass alle vorgesehenen Nach-
verdichtungspotenziale aus stadtklimati-
scher Sicht unbedenklich sind. Weiter 
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THEMENBEREICH LFD. 
NR.  

 

STELLUNGNAHMEN IN INHALTLICHER ZU-
SAMMENFASSUNG 

STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG  

matischer Sicht vertretbar ist. Insbeson-
dere sehen sie erheblichen Nachverdich-
tungen am Nolkenfeld kritisch.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Be-
bauungsplanbereich im Klimaanpas-
sungskonzept heute in der Farbe 
„orange“ dargestellt sei. Die Öffentlich-
keit vermutet, dass sich das Klima im 
Zuge der Nachverdichtung verschlech-
tert, sodass der Bereich zukünftig der „ro-
ten“ Stufe zugeordnet wird. Bei vergleich-
baren Verdichtungsgebieten sei nach-
vollziehbar, wie sich das Klima nachteilig 
durch Verdichtung verschlechtert. Die 
Verschlechterung ist in den Bereichen 
südlich der L 756 von „grün" in „gelb-
orange" deutlich gemacht. 
 
Durch die Nachverdichtung wird der Ver-
lust der über die Stadtgrenzen hinaus be-
kannten „guten Senner Luft“ befürchtet 
und sei nicht mit den Zielen des Klima-
schutzes vereinbar. 
 

sind im Planbereich sogar weitere Nach-
verdichtungspotenziale aus stadtklimati-
scher Sicht vertretbar.  
 
Aus der Stellungnahme des Umweltam-
tes geht hervor, dass sich das sich das 
Plangebiet in einem Einwirkbereich in-
tensiver Kaltluftaktivitäten befindet. Der 
Gesamtbereich wird von bodennaher 
Kaltluft nachts während sommerlicher 
wind- und wolkenarmer Hochdruckwet-
terlagen durchströmt. Das Bioklima ist 
hier günstig, auch wenn überwiegend 
klimawandelbedingt die Kaltluftvolumen-
stromdichte innerhalb des Planberei-
ches künftig geringer sein wird. Letzt-
endlich ist es in erster Linie der Effekt 
des Klimawandels, der zu einer Tempe-
raturzunahme im Gesamtgebiet führt. 
 
Die mit der fortschreitenden Siedlungs-
entwicklung und der damit einhergehen-
den Flächen(neu-)versiegelung sowie 
dem Verlust von unversiegelten, bisher 
vegetationsbedeckten Flächen häufig 
verbundenen negativen Folgewirkungen 
für das Kleinklima sollen durch Hinweise 
auf Vermeidungs- bzw. Konfliktminimie-
rungsmaßnahmen reduziert werden. 
 

Grünflächen, 
Baumbestand 
und Artenschutz 

1g 

6a 

6b 

7c 

8b 

9d 

13b 

14b 

14e 

16e 

16f 

Die Öffentlichkeit bedauert, dass im Zuge 
von Nachverdichtungen immer mehr 
Bäume im Plangebiet gefällt werden - da-
bei würden diese den Charakter des „grü-
nen Wohngebietes“ prägen und seien 
wichtig für die Versorgung mit guter, fri-
scher Luft und zeitgleich Lebensraum 
zahlreicher Tierarten. Zudem bemängelt 
die Bevölkerung den Wegfall von vielen 
Garten- und Waldflächen, die ebenfalls 
Lebensräume für Vögel, kleine Säuge-
tiere und seltene Pflanzenarten seien. 
Durch die Nachverdichtung würden viele 
Brut- und Aufenthaltsbereiche für Tiere 
verloren gehen. Die Arten und ihr Le-
bensraum würden verdrängt werden. 
Eine Vernichtung dieser Lebensräume 
wäre kaum zu kompensieren. Die zu er-
wartenden Kahlflächen seien bei den 
Mehrfamilienhäusern am Senner Hell-
weg heute schon zu sehen. 
 
Die Gartenflächen dienen zum einem der 
Erholung, aber auch der Versickerung 
von Regenwasser. Eine Erhöhung des 
Versiegelungsgrades sollte vermieden 
werden.  

Aussagen werden zur Kenntnis genom-
men.  
 
Im Rahmen der Aufstellung wurde ein 
Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag er-
stellt. Dieser zeigt auf, dass unter Be-
rücksichtigung bestimmter Vermei-
dungsmaßnahmen das Eintreten von 
Verbotstatbeständen gemäß § 44 Ab-
satz 1 i. V. m. Absatz 5 BNatSchG aus-
geschlossen wird. 
 
Da im Plangebiet keine neuen Straßen 
vorgesehen sind, werden die zu erwar-
tenden Störungen durch Kfz-bedingte 
Lichtemissionen als gering einge-
schätzt. Ein Hinweis zu insektenfreund-
licher Beleuchtung wurde in die textli-
chen Festsetzungen aufgenommen.  
 
Der Rat der Stadt Bielefeld hat in seiner 
Sitzung am 23.06.2022 die Baum-
schutzsatzung (Drucksachennummer 
3989/2020-2025) beschlossen. Diese 
trat zum 01.10.2022 in Kraft und ist auch 
innerhalb von Geltungsbereichen von 
Bebauungsplänen zu berücksichtigen. 
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Die Öffentlichkeit macht darauf aufmerk-
sam, dass eine planerische Absicherung 
des Baumbestandes fehle. 
 

Im Zuge der Plankonkretisierung wur-
den die im Umweltbericht als erhaltens-
wert gekennzeichneten Einzelbäume im 
Plan zum Erhalt festgesetzt, um das 
Siedlungsbild zu erhalten. Auf andere 
raumbildprägende Baumgruppen wurde 
Rücksicht genommen, indem zum Ent-
wurf teilweise auf die Ausweisung über-
baubarer Grundstücksflächen verzichtet 
wird. 
 

Bebauungsdichte 
und Siedlungs-
struktur 

3b 

3d 

4c 

5f 

5h 

6a 

7b 

7c 

7d 

16b 

16c 

16e 

16f 

17a 

17c 

Die Anwohner weisen darauf hin, dass in 

dem Wohngebiet eine hohe Wohn- und 

Lebensqualität gegeben sei: Diese 

werde insbesondere durch den großzügi-

gen Abstand zwischen den Gebäuden 

mit großen bepflanzten Gärten und ei-

nem überschaubaren Verkehrsaufkom-

men geprägt. Es wird darauf hingewie-

sen, dass das Gebiet seinen reizvollen 

grünen und ruhigen Charakter durch eine 

Nachverdichtung verlieren würde. Es 

wird bemängelt, dass der Bebauungs-

plan einem Wildwuchs nicht entgegen-

wirken kann. Alte kleine Einfamilienhäu-

ser würden durch Wohnblöcke ersetzt.  

Durch den Bebauungsplan werde eine 

erhebliche Nachverdichtung mit zahlrei-

chen großen und hohen Gebäuden be-

fürchtet, sodass eine „Verschlimmbesse-

rung“ der bestehenden Situation und ein 

Wertverlust der Grundstücke befürchtet 

wird. Es wird eine „maßlose Verschlech-

terung der bestehenden Wohnqualität“ 

erwartet. Die neugeplanten Gebäudehö-

hen würden jedem „Menschenverstand“ 

widersprechen -auf die umliegenden 

Nachbarn würde keine Rücksicht genom-

men werden. Zur Sicherung des Sied-

lungscharakters empfiehlt die Öffentlich-

keit die Festsetzung einer geringeren 

GRZ und die Beschränkung der Gebäu-

dehöhen - hierdurch sollten große Bau-

körper unterbunden werden.  

Die geplanten überbaubaren Grund-
stücksflächen würden zudem über beste-
hende Grundstücksgrenzen hinwegge-
hen und diese nicht berücksichtigen. Die 
Nachverdichtung sei ungleich verteilt: Es 
gäbe Grundstücke mit hoher Nachver-
dichtung und welche mit geringerem 
Nachverdichtungspotenzial. 
 

Aussagen werden zur Kenntnis genom-
men.  
 
Durch den Bebauungsplan wird das ge-
genwärtige Baurecht modifiziert. Grund-
sätzlich besteht bereits Baurecht nach 
§ 34 BauGB. Die Aussage, dass der Be-
bauungsplan eine Nachverdichtung mit 
zahlreichen Gebäuden ermöglicht, ist 
demnach nicht korrekt. Durch den Be-
bauungsplan sollen für den Geltungsbe-
reich einheitliche Regelungen zur Ge-
schossigkeit, Gebäudehöhe, der über-
baubaren Grundstücksfläche sowie der 
Gebäudegrundfläche getroffen werden.  

Ein finanzieller Wertverlust besteht nur 
auf den Grundstücken auf denen das 
bestehende Baurecht eingeschränkt 
wird - hierzu wird ein Kapitel in die Be-
gründung aufgenommen.  
 
Ein Wertverlust im eigentlichen Sinn 
(Verlust von Lebensqualität, Grünflä-
chen, Bäumen, etc.) ist aus planungs-
rechtlicher Sicht nicht gegeben. Wie be-
reits erläutert, ist nach aktuellem Pla-
nungsrecht eine deutlich höhere Ver-
dichtung und Versiegelung möglich. Der 
Bebauungsplanentwurf berücksichtigt 
die vorhandene Siedlungsstruktur und 
sichert diese langfristig.  
 
Bei der Ausweisung von überbaubaren 
Grundstücksfläche finden die aktuellen 
Grundstückszuschnitte in der Regel 
keine Berücksichtigung. In Kombination 
mit der angestrebten Bauweise und den 
bauordnungsrechtlichen Abstandsflä-
chen wird eine aufgelockerte Bebauung 
sichergestellt.  
 
Durch die Ausweisung der überbauba-
ren Grundstücksfläche wird unter Ach-
tung der öffentlichen und privaten Be-
lange eine verträgliche Nachverdichtung 
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Auch sei nicht ersichtlich, weshalb bei 

der Ausweisung von überbaubarerer 

Grundstücksfläche nicht auf Gehölzbe-

stände und eine günstige Ausrichtung 

nach Luft und Sonne geachtet wurde. 

Durch die Baufenster, die teilweise nah 

aneinander liegen, würden sich Gebäude 

gegenseitig verschatten. Bereits gegen-

wärtig befänden sich die Gebäude nur 3 

Meter von der Grundstücksgrenze ent-

fernt - Gebäude würden deshalb vers-

chattet werden und die neuen Nachbarn 

können direkte Einsicht auf das Grund-

stück nehmen. Zudem sei die schöne 

Aussicht durch Gebäude verbaut.  Auch 

würden aufgrund einer dichten und ho-

hen Bebauung Häuserschluchten und 

Wohntürme entstehen. 

sichergestellt. Soweit möglich wird auf 
den Gehölz- und Baumbestände be-
stand Rücksicht genommen.  
 
Die Grundstücke an der Ebberghöhe 
sind bereits gegenwärtig dichter bebaut 
als jene an der Hangstraße. An der 
Hangstraße/ Nolkenfeld sollen die rück-
wärtigen Gartenstrukturen dlangfristig 
gesichert werden. Entlang der Ebberg-
höhe sind nur noch kleinteilige Garten-
Fragmente vorhanden. Zum Schutz die-
ser genügt nach derzeitiger Auffassung 
ein Rückgriff auf die Baumschutzsat-
zung und die Festsetzung der GRZ.  
 
Eine Reduzierung der Grundflächenzahl 
(GRZ) und Gebäudehöhe ist vorliegend 
unter Abwägung der privaten Belange 
nicht umsetzbar und städtebaulich nicht 
erforderlich. 
 

Genehmigungs-
praxis 

1f 

3b 

4a 

4c 

6a 

6c 

7b 

7d 

7e 

9d 

16a 

16c 

Die Öffentlichkeit bemängelt, dass in den 

letzten Jahren bereits ältere kleine Einfa-

milienhäuser durch größere und ano-

nyme „gesichtslose“ Gebäudekomplexe 

ersetzt wurden, die nicht in das Straßen-

bild passen. Die Anwohnerschaft nimmt 

dies als wahllose Nachverdichtung bzw. 

„Wildwuchs“ wahr und bedauert diese 

Entwicklung - es seien bereits einige Bei-

spielbauten unter anderem am Senner 

Hellweg vorhanden. Auf den neubebau-

ten Grundstücken würden zudem Bäume 

gefällt werden und folglich Kahlflächen 

entstehen. Es seien bereits Grundstücke 

in zweiter Reihe erschlossen worden. 

Der Nachverdichtungsprozess würde 

auch dadurch beschleunigt, dass große 

Grundstücke geteilt, verkauft und im An-

schluss durch neue Eigentümer neube-

baut würden. Die Anwohnerschaft vertritt 

die Meinung, dass durch die kontinuierli-

chen Nachverdichtungsprozesse der 

letzten Jahrzehnte bereits ausreichend 

Wohnraum geschaffen wurde uns spricht 

sich gegen den Bau von neuen Mehrfa-

milienhäusern aus.  

Die Grundstücke würden durch Investo-

ren einer intensiven baulichen Nutzung 

zugeführt. Dies habe das Ortsbild bereits 

negativ verändert.  

Aussagen werden zur Kenntnis genom-
men.  
 
Die in der Vergangenheit genehmigten 
und teilweise bereits realisierten Ge-
bäude wurden nach § 34 BauGB geneh-
migt: Die beantragten Bauvorhaben 
wurden entsprechend der im Baugesetz 
genannten Zulässigkeitskriterien ge-
prüft. Wurden diese eingehalten, be-
stand ein Anspruch auf Genehmigung.   
 
Im Sinne des Gesetzgebers ist eine 
Nachverdichtung im Innenbereich einer 
Neuversiegelung im Außenbereich vor-
zuziehen. Dieser Grundsatz gilt heute 
aus wirtschaftlicher, ökologischer und 
städtebaulicher Sicht als unumstritten. 
Eine verträgliche Nachverdichtung der 
Buschkampsiedlung kann dazu beitra-
gen, die Wohnungsnot zu verringern 
und die vorhandene Infrastruktur optimal 
auszulasten.  
 
Mit dem vorliegenden Bebauungsplan 
wird Bezug zu § 1 Absatz 5 BauGB ge-
nommen, nach dem städtebauliche Ent-
wicklungen vorrangig durch Maßnah-
men der Innenentwicklung erfolgen sol-
len.   
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Die Anwohnerschaft führt aus, dass ein 
vorhandener Wohnungsfehlbestand in 
der Stadt kein Argument für eine massive 
Nachverdichtung sei. 
 

Stadtbahnverlän-
gerung 

7c 

8a 

8e 

9a 

9e 

13c 

14f 

Die Öffentlichkeit weist darauf hin, dass 
die Auswirkungen der Stadtbahnverlän-
gerungen nicht in den Bebauungsplänen 
berücksichtigt wurden. Auch auf die da-
mit einhergehenden verkehrlichen Ein-
schränkungen (Zufahrten nur noch über 
die Hangstraße und die Feuerbach-
straße) wurde in den Planunterlagen 
nicht eingegangen.  
 
Eine zusätzliche Mehrbelastung der Ne-
benstraßen Feuerbachweg und Hang-
straße wird in der geplanten Stadtbahn-
verlängerung gesehen, da in Folge die-
ser nicht mehr alle Nebenstraßen von der 
Brackweder Straße aus angefahren wer-
den können. Die Nebenstraßen seien für 
diese Mehrverkehre jedoch nicht ausge-
legt. 
 

Aussagen werden zur Kenntnis genom-
men.  
 
In der Begründung wird ein entspre-
chendes Kapitel zur geplanten Stadt-
bahnverlängerung aufgenommen.  
 
Die Stadtbahnverlängerung hat nach 
derzeitiger Planung nur geringe Ein-
flüsse auf das bestehende Straßennetz: 
Der Spiegelsberger Weg wird teilabge-
bunden - es kann nur noch rechts raus-
gefahren werden.  Die Hangstraße kann 
weiterhin von der Brackweder Straße 
angefahren, aber nur noch als Rechts-
abbieger verlassen werden. Der Jo-
hann-Fichte-Weg wird bei den Haus-
nummern 1 und 2 abgebunden.  
 
Die Maßnahmen bringen nach Aussa-
gen der moBiel GmbH nur vernachläs-
sigbare Verkehrsverlagerungen auf den 
angrenzenden Wohnstraßen mit sich. 
 
Die Stadtbahnverlängerung wird lang-
fristig zu einer deutlichen Verbesserung 
der ÖPNV-Anbindung beitragen. Es ist 
davon auszugehen, dass viele Fahrten -
insbesondere die Schülerverkehre- über 
den ÖPNV abgewickelt werden. 
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1.2  BEHANDLUNG DER STELLUNGNAHMEN IM EINZELNEN 
 

Im Einzelnen sind folgende Stellungnahmen von der Öffentlichkeit eingegangen: Die Stellung-

nahmen der Öffentlichkeit sind zufällig nummeriert. Sofern mehrere Schreiben von einer Per-

son vorliegen, werden diese unter einer Nummer behandelt.  

LFD.  
NR. 

 
EINGEGANGENE STELLUNGNAHME  

 
STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

 

1 Öffentlichkeit 1  

Schreiben vom 17.11.2020 

 

 

 

 

1a  
Wir sind mit den Bebauungsplänen, wie von 
Ihrer Planungsfachfrau vorgestellt und in der 
NW am 10.09.2020 beschrieben, nicht einver-
standen. 

Aussagen werden zur Kenntnis genommen.  

1b 
Die Infrastruktur - ganz gleich welcher Be-
reich, ob Kanalisation, Verkehr usw., ist gar 
nicht in der Lage, diese durch die Bebauungs-
pläne hervorgerufenen Mehrbelastungen auf-
zunehmen. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Verkehr, Straßenraum und Parkdruck“ 
„Kanalisation“ 

1c 
Die zugesagten Überprüfungen, wie und ob 
die Siedlung, die Straßen und das Klima das 
verkraften können, sollten Sie zunächst ein-
mal durchführen, bevor Sie mit Ihren Planun-
gen anfangen, denn das Resultat: Der Verlust 
der guten Luft, ist doch klar. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Luft und Klima“ 

 

1d 
Warum erwähnen Sie nicht die Kanalisation, 
die gar nicht auf solche Mengen ausgelegt ist? 
Ist das ein untergeordneter Bereich? 

Siehe summarische Abwägung:  
 „Kanalisation“  

1e 
Warum sprechen Sie nicht von der gesamten 
Infrastruktur? Die Straßen sind zu schmal, um 
die Mengen von Autos der Anwohner aufzu-
nehmen; 300 Wohneinheiten, 600 Autos, da-
von 300 auf den Straßen. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Verkehr, Straßenraum und Parkdruck“ 

 

1f 
All das ist bereits heute schon sichtbar, und 
zwar dort, wo wahllos, aber vom Bauamt ak-
zeptiert, in dem Sinne gebaut worden ist, wo-
für Ihre Planungsfachfrau in der mit knappen 
Worten erläuterten Vorstellung aller 5 Bau-
pläne plädiert. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Genehmigungspraxis“  

1g 
Als mögliche Beigabe wird der Baumbestand, 
der ein Garant der weit über die Grenzen 
Bielefelds bekannten hervorragenden Senner 
Luft ist, den Bebauungsplänen zum Opfer fal-
len. Die Senner Waldstruktur wird vernichtet! 
 

Siehe summarische Abwägung:  
„Luft und Klima“ 
„Grünflächen, Baumbestand und Artenschutz“ 

2 Öffentlichkeit 2  

Schreiben vom 09.11.2020 

 

 

 



BEBAUUNGSPLAN NR. I/S 65                                 AUSWERTUNG FRÜHZ. BETEILIGUNG 
 

 

 

STAND: ENTWURF; APRIL 2025  SEITE 14 VON 51 

2a 
Unser Mandant ist Eigentümer der Grundstü-
cke Gemarkung Senne I, Flur 5, Flurstücke 
xxxx. Diese Grundstücke liegen am Senner 
Hellweg und sind in dem Bebauungsplanent-
wurf Nr. I/S 65 „Wohngebiet Heidestraße" ein-
bezogen. 
Der örtlichen Presse ist zu entnehmen, dass 
der Bebauungsplanentwurf I/S 65 in der Zeit 
vom 26.10. bis einschl. 20.11.2020 im Rah-
men der frühzeitigen Bürgerbeteiligung nach § 
3 Abs. 1 BauGB öffentlich ausliegt. Namens 
und im Auftrage unseres Mandanten bringen 
wir hierzu folgende Anregungen vor: Das Flur-
stück xxx, Senner Hellweg Nr. xx, wird zurzeit 
mit einem Mehrfamilienwohnhaus bebaut. 

Aussagen werden zur Kenntnis genommen.  

2b 
Das als Hinterliegergrundstück anzusehende 
Flurstück xxxx in einer Größe von 743 m2 bie-
tet sich zusätzlich zu einer eingeschossigen 
Wohnhausbebauung entsprechend der vor-
handenen Bebauung auf dem Flurstück 3510 
an. Wir regen deshalb an, den im Bebauungs-
planentwurf ausgewiesenen Bereich 11 nach 
Nordwesten über die Flurstücke xxxx und 
xxxx zu erweitern. 

 

Eine entsprechende Planskizze fügen wir als 
Anlage bei. Zur Begründung weisen wir darauf 
hin, dass es das Ziel dieses Bebauungsplan-
entwurfs nach Nr. 4.1 der allgemeinen Ziele 
und Zwecke ist, ein den heutigen städtebauli-
chen Zielvorstellungen entsprechendes Nut-
zungsmaß festzusetzen. Nach Nr. 4.2 ist in 
diesem Gebiet im Sinne einer Innenentwick-
lung eine Nachverdichtung der Baulücken und 
eine effizientere Nutzung vorhandener Grund-
stücke vorgesehen. Dem dient unsere Anre-
gung. 

Aussagen werden zur Kenntnis genommen. 
Hinweisen wird gefolgt.  
 
Rückwärtig der beiden bestehenden Gebäude 
wird in Abwägung der öffentlichen und privaten 
Belange überbaubare Grundstücksfläche er-
gänzt.  

2c 
Die Zufahrt zum Flurstück xxxx kann über das 
Flurstück 3820 vom Senner Hellweg aus gesi-
chert werden. Die Zufahrt sowie die Versor-
gungsleitungen wurden bereits als Baulasten 
auf dem Flurstück 3820 eingetragen. Für den 
Schmutzwasserkanal ist über das Flurstück 
xxxx bereits eine Leitung gelegt worden. Auch 
hier besteht bereits eine entsprechende Bau-
last. 

Aussagen werden zur Kenntnis genommen.  
Die Erschließung wird durch Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechte in den Bebauungsplan über-
nommen.  

2d 
Da der ausgewiesene Bereich 11 in dem Be-
bauungsplanentwurf im Wesentlichen der Hin-
terlandbebauung dient, bietet sich eine nord-
westliche Verlängerung dieses Bereichs na-
hezu an. Auch entspricht es dem unter Nr. 4.3 
der allgemeinen Ziele vorgetragenen Konzept 
dieses Planentwurfs, infolge der hohen Nach-
frage nach Wohnraum in der Stadt Bielefeld 
eine moderate Nachverdichtung zuzulassen. 

Aussagen werden zur Kenntnis genommen.  

2e 
In der örtlichen Presse haben Sie bei der Be-
kanntmachung eine persönliche oder telefoni-
sche Erörterung der Planung empfohlen. Zu 

Aussagen werden zur Kenntnis genommen.  
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einer persönlichen Erörterung sind wir gerne 
bereit. 

In einem Telefonat stellte sich heraus, dass 
kein Interesse an einer weiteren Erörterung be-
stand, da die Förderung des Eigentümers aus 
der Stellungnahme ausreichend ersichtlich sei.  

2f 
Anlage: Lageplan mit Bauskizze  Plan wird zur Kenntnis genommen - aufgrund 

des Datenschutzes jedoch nicht wiedergege-
ben.   

3 Öffentlichkeit 3  

Schreiben vom 16.11.2020 

 

 

 

 

3a 
Hiermit möchte ich im Namen meiner Familie 
und unserer Nachbarschaft der Hangstraße in 
Senne unsere Bedenken bzgl. der Bebau-
ungspläne I/S 62-66 in der Buschkampsied-
lung zum Ausdruck bringen. 

Aussagen werden zur Kenntnis genommen.  

3b 
Das anvisierte Wohngebiet bietet den ansäs-
sigen Bewohnern aufgrund des großzügigen 
Abstandes zwischen den Gebäuden mit gro-
ßen Gärten und entsprechender Bepflanzung 
und einem überschaubaren Verkehrsaufkom-
men eine hohe Wohn- und Lebensqualität. 
Genau aus diesem Grund sind wir vor 6 Jah-
ren hierhergezogen. Eine engere Bebauung 
der Buschkampsiedlung droht dem Stadtteil 
seinen reizvollen grünen und ruhigen Charak-
ter zu nehmen. In den letzten Jahren wurden 
vereinzelt bereits einige ältere Einfamilienhäu-
ser durch "Gebäudekubaturen" ersetzt. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Bebauungsdichte und Siedlungsstruktur“ 
„Genehmigungspraxis“ 

 

3c 
Dadurch hat der Verkehr speziell auf dem 
Senner Hellweg und den Nebenstraßen stark 
zugenommen, der regelmäßig zugeparkt ist. 
Gelegentlich werden Hauskatzen überfahren, 
man kann die Kinder nicht mehr bedenkenlos 
auf der Straße spielen lassen. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Verkehr, Straßenraum und Parkdruck“ 

 

3d 
Einige Bewohner befürchten zudem einen 
Wertverlust der eigenen Immobilien. Bei allem 
Verständnis für die Notwendigkeit weiteren 
Wohnraums, möchten wir darum bitten, diese 
Bedenken bei der Planung, die wir natürlich 
genau beobachten werden, zu berücksichti-
gen. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Bebauungsdichte und Siedlungsstruktur“ 

4 Öffentlichkeit 4  

Schreiben vom 15.11.2020 

 

 

 

 

 

4a 
Hiermit möchte ich meinen Unmut, in Sache 
Bebauungsplan Heidestraße, kundtun. Wir, 
viele Anwohner des Senner Hellwegs, sind 
sehr ärgerlich was die Stadt Bielefeld mit un-
sere Siedlung bzw. Wohngegend vor hat und 
auch schon bewilligt hat. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Genehmigungspraxis“ 
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Mehrfamilienhäuser zur rechten und linken 
Straßenseite, höher und immer höher. 

4b 
Mehrfamilienhäuser ohne Tiefgarage, ein 
Auto nach dem anderen reiht sich mittlerweile 
die Straße entlang. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Verkehr, Straßenraum und Parkdruck“ 
 

4c 
Diese wunderschöne Wohngegend verliert an 
Charme und auch an Wohnqualität, viele Spa-
ziergänger entlang des Senner Hellwegs sind 
zum Teil schockiert was mit dieser schönen 
Straße passiert ist. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Genehmigungspraxis“ 
„Bebauungsdichte und Siedlungsstruktur“ 

 

4d 
Ich bitte sie inständig den Bebauungsplan 
Heidestraße nochmals zu überdenken und 
sich bitte vor Ort ein Bild zu machen. 

Aussagen werden zur Kenntnis genommen.  

4e 
Es kann auch nicht sein das selbst hier in der 
Senne zig Wohnungen leer stehen, ein Bei-
spiel sind die Häuser am Kürschnerweg/Max 
Plankstraße die von der Bautra verwaltet wer-
den. Leider würden am Senner Hellweg/ Hei-
destraße Wohnungen entstehen die sowieso 
kein normal sterblicher bezahlen kann, also 
wem wird hier ein Gefallen getan?????????? 
Ich hoffe sehr, dass meine klaren Worte einen 
Leser finden der versteht worum es mir geht 
und verantwortlich handelt, auch für nachfol-
gende Generationen. 
Mit Grüßen aus der noch schönen Senne 

Aussagen werden zur Kenntnis genommen.  

5  Öffentlichkeit 5  

Schreiben vom 15.11.2020 

 

 

5a 
Erst einmal schön, dass es die Möglichkeit zur 
Bedenkenäußerung auf diesen Weise gib. Ich 
will hoffen das diese Bedenken auch ernst ge-
nommen werden. 

Aussagen werden zur Kenntnis genommen.  

5b 
Mit der geplanten Verdichtung der Einheiten 
bin ich keinesfalls einverstanden. Es kann 
nicht sein aus einem zum Großteil von Ein- bis 
Zwei Wohneinheiten bestehenden Wohnge-
biet so stakt in den Einheiten pro Gebäude er-
weitert werden soll. Gegen eine moderate in 
die Nachbarschaft eingefügte Verdichtung ist 
wohl kaum was zu sagen. Aber was hier von 
Ihnen geplant ist (jetzt schon Praxis ist) hat 
nichts mehr mit Verdichtung zu tun. Gegen 
Einheiten mit 2 Wohnungen ist nichts einzu-
wenden. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Verkehr, Straßenraum und Parkdruck“ 
 

5e 
Alleine der zur Verfügung stehenden Ver-
kehrsraum ist keinesfalls für eine solche Ver-
dichtung ausgelegt 

Siehe summarische Abwägung:  
„Verkehr, Straßenraum und Parkdruck“ 
 

5f 
Die neu geplanten Gebäudehöhen spottet je-
dem Menschenverstand. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Bebauungsdichte und Siedlungsstruktur“ 
 

5g 
Wie kann es sein, dass bei Genehmigung von 
5 Einheiten und mehr keine Verpflichtung zum 
Bau von Tiefgaragenplätzen besteht. Die Hei-
destraße und Senner Hellweg sehen mittlei-
weile aus wie auf einem Brackweder Autohof. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Verkehr, Straßenraum und Parkdruck“ 
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5h 
Ich habe starke Befürchtung das die Immobi-
lienpreise deutlich nach unten gehen. Mit dem 
geplanten Bebauungsplan werden wir eine 
maßlose Verschlechterung der bestehenden 
Wohnqualität erhalten. Das Wohngebiet steht 
zur Ausschlachtung bereit. Das werde ich kei-
nesfalls hinnehmen und mit den mir zur Verfü-
gung stehenden Mitteln verhindern zu versu-
chen. Ich appelliere an Ihren Menschenver-
stand den geplanten Bebauungsplan in für 
Alle erträgliche Weise abzuändern. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Bebauungsdichte und Siedlungsstruktur“ 
 

6  Öffentlichkeit 6  

Schreiben vom 18.11.2020 

(Die Stellungnehmenden beziehen sich in ihrer Stellung-
nahme auf die gesamten Bebauungspläne I/S 62 - 66. 
Vorliegend wird nur auf den Inhalt des I/S 65 eingegan-
gen.) 

 

6a 
Allgemeine Stellungnahme zu den Entwür-
fen der Bebauungspläne IS 62 bis IS 66 
Wir bedauern die Entwicklungen des Viertels 
seit Jahren. Schöne kleine Häuser werden ab-
gerissen, jeder Baum eines Grundstücks ge-
fällt und im Anschluss unschöne anonyme 
Mehrfamilien Klötze hochgezogen. Die Hoff-
nung, dass durch einen durchdachten Bebau-
ungsplan diesen Entwicklungen ein Ende ge-
macht wird hat sich leider nicht bestätigt. Die 
erhebliche Nachverdichtung erfolgt nach Ihren 
Plänen mit zahlreichen großen und hohen 
Bauten. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Bebauungsdichte und Siedlungsstruktur“  
„Grünflächen, Baumbestand und Artenschutz“ 
„Genehmigungspraxis“ 

6b 
Eine Absicherung des Baumbestands und 
Schutz der Natur ist für uns in den Plänen 
nicht ersichtlich. Die Idee einen Kinderspiel-
platz für die vielen Kinder der Siedlung zu 
schaffen gefällt uns gut, allerdings ist die vor-
gesehen Fläche aus unserer Sicht eher sym-
bolischer Natur. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Grünflächen, Baumbestand und Artenschutz“ 
 

6c 
Der Senner Hellweg wird bereits seit einigen 
Jahren mit für das Viertel untypischen Mehr-
Parteien-Klötzen bebaut. Das Verkehrsauf-
kommen wurde dadurch deutlich erhöht und 
die Parksituation hat sich deutlich verschärft. 
Uns als Eltern von kleinen Kindern stören al-
lerdings vornehmlich die fehlenden Gehwege 
- welche auch im Entwurf des neuen Bebau-
ungsplan für uns nicht ersichtlich ist. Auf den 
Seitenstreifen der Grundstücke parken die 
Fahrzeuge der Anwohner und derer Besu-
cher, so dass wir mit den Kindern über die 
Straße gehen müssen. Dies ist sehr gefähr-
lich. Für uns wäre es nicht denkbar, unsere 
Kinder auf dieser Straße im Winter im Dunkeln 
mit schlechter Beleuchtung auf dieser Straße 
allein zur Schule zu schicken. Weiterhin fehlt 
es an der Straße an Geschwindigkeitskontrol-
len oder entsprechenden Drempeln zur Ein-
haltung der Geschwindigkeitsvorgabe. Aus 

Siehe summarische Abwägung:  
„Genehmigungspraxis“ 
„Verkehr, Straßenraum und Parkdruck“ 
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unserer Sicht gehören Fahrzeuge, die die vor-
gegebene Geschwindigkeit von 30km/h ein-
halten zur Ausnahme. 

 

7  Öffentlichkeit 7  

Schreiben vom 11.11.2020 

(Die Stellungnehmenden beziehen sich in ihrer Stellung-
nahme auf die gesamten Bebauungspläne I/S 62 - 66. 
Vorliegend wird nur auf den Inhalt des I/S 65 eingegan-
gen.) 

 

7a 
Hiermit nehmen wir unser Beteiligungsrecht 
als direkt betroffene Bürger - also Anwohner 
und Liegenschaftsbesitzer im Planungsbe-
reich - wahr, wie in der oben genannten Ver-
öffentlichung aufgeführt und nehmen Stellung 
dazu bzw. erheben Einspruch gegen die Pla-
nung, im Bereich Buschkampsiedlung mas-
sive Bebauungsverdichtung zu ermöglichen. 
Wir bitten, dieses Schreiben samt Anlagen 
nicht nur zur Kenntnis zu nehmen, sondern 
auch an die zuständigen (Planungs-) Abteilun-
gen der Stadt Bielefeld weiterzuleiten und uns 
den Eingang zu bestätigen. 

Aussagen werden zur Kenntnis genommen.  

7b 
Wir möchten anmerken, dass die Aufstellung 
von Bebauungsplänen für den Bereich 
"Buschkampsiedlung" im Prinzip gut ist - ein 
gewisser Wildwuchs beim Wohnungsbau 
hatte hier in den letzten Jahren um sich gegrif-
fen. Nun haben wir uns die auch im Internet 
verfügbaren Pläne - danke dafür! - sehr inten-
siv angeschaut und müssen konstantieren, 
dass - sollten diese Pläne rechtskräftig und ei-
nes nicht zu fernen Tages real umgesetzt wer-
den, geradezu eine Verschlimmbesserung der 
derzeitigen Situation von Baumöglichkeiten 
eintreten würde. Im Extremfall ist dann irgend-
wann die Buschkampsiedlung sehr kleinteilig 
schlimmer, wie ein „Schrebergarten“ zugebaut 
mit folgenden Nachteilen für alle jetzigen und 
zukünftigen Bewohnerinnen und Bewohner. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Genehmigungspraxis“ 
„Bebauungsdichte und Siedlungsstruktur“ 

 

7c 
Es entsteht/entfällt/droht: 

 umfangreiche Versiegelung in einer ohne-
hin trockenen Gegend, siehe S. 2, Zitat 
aus dem Wasserversorgungskon-
zeptBI2018 

 Entfall vieler Gartengrünflächen und klei-
ner Waldflächen, jetzt noch nachweislich 
Refugium für Vögel, Insekten, kleiner 
Säugetiere und vieler, seltener Pflanzen-
arten 

 Verkehrszunahme, da kein direkter ÖPNV 
zu erwarten ist; auch die irgendwann ggfs. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Verkehr, Straßenraum und Parkdruck“ 
„Grünflächen, Baumbestand und Artenschutz“ 
„Bebauungsdichte und Siedlungsstruktur“ 
„Wasserkonzept, Versickerung und Überflu-
tungsschutz“ 
„Stadtbahnverlängerung“ 
 
Durch die Ausweisung von Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechten trägt der Plangeber zu einer 
geordneten Entwicklung und Erschließung bei. 
Bei der Festlegung wurde darauf geachtet, 
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realisierte Verlängerung der Straßen-
bahnlinie wird nicht helfen, 

 vorprogrammierter nachbarschaftlicher 
Ärger, wenn z. B. nach Verkauf oder Ver-
erbung Hinterbebauung stattfindet und 
Zuwegung über das eigene Grundstück 
ermöglicht werden muss, bzw. nebenan 
nach Verkauf/Vererbung durch einen In-
vestor größtmöglichst gebaut wird; die jet-
zige Beplanung geht im Übrigen über be-
stehende Grundstücksgrenzen hin-
weg/bestehende Grenzen werden nicht 
berücksichtigt! 

 Grundsteuererhöhung, wenn ein größerer 
Grundstücksanteil bebauungsfähig wird 

 Wertverlust durch dichtere Bebauung 

 Droht das „Tübinger Model“, also die 
zwangsweise Enteignung und Bebauung 
von Grundstücksteilen nichtbauwilliger 
Grundstückseigentümer? (die Bielefelder 
Baulandstrategie 2019 kann als erster 
Schritt in diese Richtung gedeutet wer-
den) 

dass die Eigentümer ihre Grundstücke weiter-
hin baulich gut ausnutzen können und die Nut-
zung der GFL-Flächen keine erheblich stö-
rende Intensität erreicht.  Der Hinweisgeber ist 
nicht von einer Festsetzung eines Geh-, Fahr- 
und Leitungsrechtes betroffen. 

7d 
In den Anschreiben zu den Bebauungsplänen 
ist u. a. als Ziel formuliert, dass "eine geord-
nete, qualitative Nachverdichtung des bislang 
größtenteils unbeplanten Bereiches zu er-
möglichen" ist, wo derzeit „eine aufgelockerte 
Bebauung und weitläufige Gärten" zu finden 
sind. „Diese sind prägend für das Gebiet. Hin-
gegen sind in einzelnen Fällen westlich des 
Nolkenfeldes und entlang der Ebberghöhe 
Grundstücke bereits mit einer zweiten Bau-
reihe erschlossen." 

Siehe summarische Abwägung:  
„Genehmigungspraxis“ 
„Bebauungsdichte und Siedlungsstruktur“ 

 

7e 
Schaut man sich jedoch die detaillierten Pläne 
- hier insbesondere die der Planungsbereiche 
I/S 62 und I/S 66 - mit den zukünftigen Bau-
möglichkeiten an, kann dann nach der „Nach-
verdichtung" davon keine Rede mehr sein. 
Schonender Umgang mit Natur und Qualitäts-
erhaltung in der gewachsener Wohnsituation 
sieht anders aus! 
Es wird ja auch festgestellt- siehe Zitat -, dass 
schon Verdichtung z. B. in zweiter Baureihe 
stattgefunden hat; ebenso haben die Bautätig-
keiten der letzten Jahre zusätzlich reichlich 
Wohnraum geschaffen bzw. werden gerade 
erstellt. Ein „ Weiter so!" kann nicht zielfüh-
rend sein, auch der sicherlich vorhandene 
Wohnungsfehlbestand in Bielefeld kann kein 
Argument für die nun vorliegende überbor-
dende Bebauungsplanung sein. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Genehmigungspraxis“ 
 

7f 
Im Übrigen widersprechen diese Bebauungs-
pläne komplett dem aktuellen „Wasserversor-
gungskonzeptBI2018", dort ist der gesamte 
Bereich als „Wassereinzugsgebiet“ deklariert 
und es wird auf der Seite 14 für den Bereich 
der Buschkampsiedlung festgestellt: 

Siehe summarische Abwägung:  
„Wasserkonzept, Versickerung und Überflu-
tungsschutz“ 
„Luft und Klima“ 
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„Die im Flächennutzungsplan ausgewiesenen 
Bauflächen sind überwiegend ausgenutzt, nur 
vereinzelt gibt es noch größere Baulücken. 
Auch der Gebietsentwicklungsplan enthalt 
keine weiteren baulichen Entwicklungsmög-
lichkeiten." 
Das kann doch nicht alles auf einmal obsolet 
sein! Da hilft auch nicht die mehr als halbher-
zige Begrenzung der Versiegelung auf 0,4 An-
teile der dann vielfach aufgeteilten Grundstü-
cke. Außerdem hat der Rat der Stadt Bielefeld 
kürzlich den „Klimanotstand“ festgestellt und 
ausgerufen, der angeblich bei allen Planun-
gen berücksichtigt werden muss. Das ist hier 
wohl eklatant versäumt worden; die Durch-
schnittstemperaturen in der Senne sind er-
heblich höher und u. a. daraus resultierend die 
Trockenheit größer als im restlichen Stadtge-
biet. Mit einer nach diesen Planungen durch-
geführten Bebauung sinkt die wichtige Durch-
lüftung und steigt die Versiegelung - damit 
werden vorhandene negative Klimaphäno-
mene erheblich verstärkt. 

7g 
Nun stemmen wir uns nicht gegen jegliche, 
weitere Wohnbebauung, wenn sie denn wirk-
lich schonend, nachhaltig und ausgewogen 
den jetzigen Charakter beibehaltend ausge-
führt wird. 
 

Aussage wird zur Kenntnis genommen.  
 
Der Bebauungsplan soll durch seine Festset-
zungen dazu beitragen das Siedlungsbild und 
die Siedlungsstruktur zu erhalten.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Nach-
verdichtung im Innenbereich nachhaltiger ist, 
als eine Neuausweisung von Bauland in bisher 
unbebauten Bereichen des Außenbereiches.  

7h 
Z. B. sollten neue Häuserfronten die Länge 
von 12 Metern sowie die Firsthöhe von 9,50 
Metern auch. mit Photovoltaikanlagen nicht 
überschreiten; Grenzüberbauungen und 
Grenzbebauung sowie Schachtelbauweise 
mit Flachdächern („Pseudobauhausstil“, gibt 
es hier bereits überreichlich!) vermieden wer-
den! 

Aussage werden zur Kenntnis genommen. 
Hinweis wird nicht gefolgt.  
 
Die vorgeschlagene Länge von Häuserfronen 
von 12 m würde das gegenwärtige Planungs-
recht massiv einschränken und ist demnach 
unverhältnismäßig. Auch eine Festsetzung der 
Gebäudehöhe auf 9,5 m (inklusive PV-Anla-
gen) ist aufgrund der vorgenannten Gründe 
nicht möglich.  
 
Die Anlagen 1 und 2 betreffen lediglich die Be-
bauungspläne I/S 62 und I/S 66 - eine entspre-
chende Abwägung erfolgt im Planaufstellungs-
verfahren der jeweiligen Bebauungspläne.   

7i 
Wie unserer Ansicht nach eine vernünftige 
Bebauung aussehen könnte, haben wir 
exemplarisch auf den Anlagen 1 und 2 - Aus-
drucke der Pläne I/S 66 und I/S 62 mit Strei-
chungen und Anmerkungen per Handein-
zeichnung verdeutlicht. 

Pläne werden zur Kenntnis genommen.  
 
Abwägung erfolgt in den jeweiligen Bebau-
ungsplanverfahren.  

7j 
Man könnte diese Einwände und Vorschläge 
mit dem Hinweis darauf, dass diese nur sehr 
subjektive, einzelne, überempfindliche Beden-
kenträger so sehen würden, schnell ad acta 
legen. Doch wir können berichten, dass nach 

Aussage wird zur Kenntnis genommen.  
 
Im Sinne von § 3 Absatz 1 BauGB ist der Öf-
fentlichkeit Gelegenheit zur Äußerung zu ge-
ben. Die Frist ist hierbei so zu bemessen, dass 
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Bekanntwerden dieser Pläne vielfach Gesprä-
che in der Nachbarschaft stattgefunden haben 
und nicht wenige der Bürger hier trotz sehr un-
terschiedlicher Interessenlage ziemlich einig 
darin sind, die vorliegende Planung so nicht 
rechtskräftig werden zu lassen! 
 
Die Möglichkeit der frühzeitigen Beteiligung 
vor allem der betroffenen Menschen in diesen 
Bereichen wird daher ausdrücklich begrüßt in 
der Hoffnung, dass Einwände Berücksichti-
gung finden - da gibt es leidvolle Erfahrungen 
in der Vergangenheit; gewünscht wird aber 
auch wegen der Dauer rechtlicher Beratung 
und der Pandemie eine längere Fristsetzung 
über den 20.11.2020 hinaus. 

Öffentlichkeit in der Lage ist, sich in den darge-
stellten Zielen und Zwecken der Planung ein-
zuarbeiten. Eine bestimmte Frist sieht der Ge-
setzgeber in diesem Verfahrensschritt nicht vor 
- analog zu § 3 Absatz 2 BauGB wird eine ver-
gleichbare Dauer als angemessen angesehen. 
Der Beteiligungszeitraum vom 26.10.2020 bis 
einschl. zum 20.11.2020 war somit angemes-
sen. Von einem Erörterungstermin wurde we-
gen der Corona-Pandemie im Sinne des Ge-
setzes verzichtet. In der Bekanntmachung 
wurde darauf hingewiesen, dass eine persönli-
che telefonische Erörterung durchgeführt wer-
den kann. 

 

7k 
Noch zwei Hinweise/Fragen: 
1. Es fehlen in den Downloadunterlagen - 
Stand 11.11.2020 - der Status und das Datum 
des Verfahrenstandes - warum? 
2. Nach diversen Berichten z. B. in der NW - 
erstmalig am 10.12.2019 - lagen die fertigen 
Bebauungspläne spätestens Ende August 
2020 vor, wurden aber erst nach der Kommu-
nalwahl veröffentlicht - warum? 
Wir bitten um Kenntnisnahme und Berück-
sichtigung der vorstehenden Argumente und 
Einwände sowie ehrliche Transparenz bei al-
len involvierten Stellen der Stadt Bielefeld. 

Aussagen werden zur Kenntnis genommen. 
Hinweisen wird teilweise gefolgt.  
 
Im Downloadbereich fehlt das Datum der früh-
zeitigen Beteiligung. Dieses wird ergänzt. Der 
Aufstellungsbeschluss zu dem Bebauungsplan 
I/S 65 wurde bereits im Dezember 2019 durch 
die politischen Gremien beschlossen. Im An-
schluss daran wurde die Pläne weiter detailliert 
und nach Fertigstellung eines Vorentwurfes 
der Politik erneut zum Beschluss über die früh-
zeitige Beteiligung vorgelegt. Die Kommunal-
wahl hatte keinen Einfluss auf die Planerarbei-
tung.   
 

8 Öffentlichkeit 8  

Schreiben vom 18.11.2020 

 

 

8a 
Als Anlieger bzw. Eigentümer eines Grund-
stücks an der Hangstraße bin ich insofern be-
sonders von den Bebauungsplänen und einer 
Umsetzung der Stadtbahnverlängerung be-
troffen. Gerade die Wirkungen aus dem jetzi-
gen Planungsstand zur Stadtbahnverlänge-
rung sind nicht in die Bebauungspläne einge-
flossen. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Stadtbahnverlängerung“ 

 

 

8b 
In dem Bebauungsplan Nolkenfeld ist die Ver-
dichtung so enorm, da zu den vorhandenen 
140 Wohneinheiten weitere 160 Wohneinhei-
ten hinzukommen könnten. Dies ist aus klima-
tischer, naturschutzfachlicher Sicht (Arten-
schutz) und verkehrlicher Sicht unzumutbar 
und sachlich sowie fachlich nicht angemes-
sen. 

Aussagen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Siehe summarische Abwägung:  
„Luft und Klima“ 
„Grünflächen, Baumbestand und Artenschutz“ 
„Verkehr, Straßenraum und Parkdruck“ 

    

8c 
1. Versickerung von Niederschlagswasser 
Bei einer, auf alle Bebauungspläne im Bereich 
Buschkamp, bezogene Verdichtung um wei-
tere ca. 55%, wird die Versickerung von Nie-
derschlags- u. Oberflächenwasser erheblich 
vermindert. Dies betrifft neben den eigentli-
chen Baufenstern auch die Versiegelung von 

Siehe summarische Abwägung:  
„Wasserkonzept, Versickerung und Überflu-
tungsschutz“ 
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Grundstückszufahrten und Privatwegen. Die 
dadurch beanspruchten Kanalisationen sind 
bereits heute, mangels Sammler, an der Be-
lastungsgrenze. Hier ist insbesondere auf die 
multifunktionalen Retentionsflächen hinzuwei-
sen, welche durch die Nachverdichtungen er-
heblich gemindert würden und somit Hoch-
wasserstände in den Retentionsflächen insbe-
sondere bei Starkregenereignissen erwarten 
lassen.  

8d 
2. Abwässer 
Die vorgenannte Verdichtung in allen Bauge-
bieten des Bereichs führt zu einer Überbelas-
tung der Kanalisation, die bereits heute keine 
weitere Aufnahmekapazität bietet. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Kanalisation“ 

 

8e 
3. Infrastruktur 
Anders als in den textlichen Festsetzungen 
dargestellt ist nur die Buschkampschule fuß-
läufig bzw. mit dem Rad erreichbar. Alle wei-
teren Schulformen, außer der Gesamtschule 
Rosenhöhe, sind nur durch lange Anfahrten 
mit dem ÖPNV zu erreichen. Mangels attrak-
tiver ÖPNV Verbindungen werden viele Schü-
ler mit dem Auto transportiert. Bei einer Ver-
dichtung um ca. 55 % würde sich diese Trans-
portquote ebenfalls erhöhen und weitere Ver-
kehre auslösen. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Verkehr, Straßenraum und Parkdruck“ 
„Stadtbahnverlängerung“ 

 

8f 
4. Klima 
Die Bereiche der Bebauungspläne sind im 
Klimaanpassungskonzept heute in „Orange" 
dargestellt. Mit einer Verdichtung um ca. 55 % 
würde sich das Klima innerhalb des Sied-
lungsbereiches erheblich verschlechtern, also 
zukünftig Stufe „Rot" werden. Dies betrifft 
auch die Schutzpriorität der Kaltluftbereiche. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Luft und Klima“ 

 

9 Öffentlichkeit 9  

Schreiben vom 18.11.2020 

 

 

9a 
Als Eigentümer des Grundstücks Schelling-
weg xx sind wir von den Bebauungsplänen 
und einer Planung der Stadtbahnverlänge-
rung der Linie 1 betroffen. Die Planungen der 
Stadtbahnverlängerung sind nicht in die Be-
bauungspläne eingeflossen. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Stadtbahnverlängerung“ 
s  

9b 
Die Bebauungspläne widersprechen aus 
Gründen des Klimaschutzes, des Natur- und 
Artenschutzes und durch die zu erwartenden 
Verkehrsbelastungen den heutigen Anforde-
rungen sowie allgemeinen Ansprüchen.  
Ebenso sprechen verschiedene technische 
Probleme gegen eine Verdichtung der Bauge-
biete. 

Die Aussagen werden im Folgenden weiter 
vertieft. Die Abwägung findet unter den Punk-
ten 9c-9g statt.  
 
 

9c 
Klimaschutz: Wenn die Ansprüche aus den 
Klimaplanungen der Stadt Bielefeld ernst ge-
nommen worden, dürfte eine Verdichtung der 
Siedlungsbereiche um zusätzlich mehr als die 

Siehe summarische Abwägung:  
„Luft und Klima“ 
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Hälfte des heutigen Bestandes zu einer Ver-
schlechterung der Kaltluftversorgung und so-
mit des Klimas in den Bereichen der Bebau-
ungspläne führen. 

9d 
Natur- und Artenschutz: Mit der geplanten 
Verdichtung des Siedlungsraumes würden 
viele Bäume, Sträucher und naturbelassene 
Flächen durch Versiegelung verschwinden. 
Damit würden viele Brut- und Aufenthaltsbe-
reiche für Tiere aller Art aus den Gebieten ver-
schwinden. Die natürlichen Bereiche würden 
durch Artenverdrängung verarmen. Die zu er-
wartenden Kahlflächen sind bei den großen 
Mehrfamilienhäusern am Senner Hellweg 
heute schon zu sehen. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Grünflächen, Baumbestand und Artenschutz“ 
„Genehmigungspraxis“ 
  

9e 
Verkehrsbelastungen: Mit der Umsetzung 
der Bebauungspläne werden statt der vorhan-
denen 605 Wohneinheiten insgesamt 950 
Wohneinheiten entstehen. Das würde bedeu-
ten, dass weitere 700 Fahrzeuge in den Berei-
chen angesiedelt werden, da davon auszuge-
hen ist, dass jeder Haushalt üblicher Weise 
zwei Fahrzeuge hat. Über diesen Trend wurde 
vor kurzem in der Neuen Westfälischen be-
richtet. 
Da neben der Hangstraße auch der Feuer-
bachweg als alleinige Zufahrtsstraße von der 
Brackweder Straße her auch noch die Ver-
kehre der ansonsten durch die Planungen zur 
Stadtbahnlinie 1 dienen sollen, ist auf diesen 
Straßen mit zusätzlichen Verkehren zu rech-
nen. Dies ist nicht in die Bebauungspläne ein-
geflossen. 
Die Planung einer Kita im Schellingweg würde 
die Verkehrsbelastungen um weitere Ver-
kehrsbewegungen unzumutbar steigern. Lärm 
und Abgase würden uns Anlieger besonders 
treffen und in unserer Lebensqualität ein-
schränken. Dies ist insofern begründet, da all 
diese Straßen bereits durch viele parkende 
Fahrzeuge zugeparkt sind. Mit den weiteren 
Bebauungen würden weitere Straßenräume 
zugeparkt, was es für größere Fahrzeuge, wie 
der Feuerwehr, erheblich schwerer macht, 
ihre Ziele zu erreichen. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Verkehr, Straßenraum und Parkdruck“ 
„Stadtbahnverlängerung“ 
 
 
 
 

9f 
Regenwasser: Sollte noch mehr Fläche zu-
gebaut werden, ist zu erwarten, dass die Re-
genmengen nicht mehr großflächig in den Bo-
den versickern können. Die entstehenden 
Pflasterungen von neuen Straßen und We-
gen, aber auch Garagen und Parkflächen ne-
ben den Hausflächen verringern diese Flä-
chen zur Regenwasseraufnahme. Wie be-
kannt ist, soll die Aufnahmekapazität der Bö-
den durch Lehmaufschüttungen vor ca. 110 
Jahren beeinträchtig sein, also schon eine 
Versickerung gestört ist. Ferner ist bekannt, 
dass sich Durchfeuchtungsbereichen talab-
wärts in den Siedlungsbereichen befinden, wo 

Siehe summarische Abwägung:  
„Wasserkonzept, Versickerung und Überflu-
tungsschutz“ 
„Kanalisation“ 
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eine Regenwasseraufnahme auch nicht leicht 
ist. Zudem ist bei Starkregen zu befürchten, 
dass es zu Überschwemmungen kommen 
kann. Dies können wir auf Grund unserer ei-
genen Erfahrung auf unseren Grundstücken 
berichten.  
Daraus ziehen wir die Erkenntnis, dass Re-
genwasser zusätzlich in die Kanäle abgeführt 
werden müsste. Wie uns berichtet wurde, sind 
die Kanäle aber dafür nicht ausgelegt. Dies 
würde bedeuten, dass Kanäle vergrößert wer-
den müssten, was uns mit Kosten belasten 
würde. 
Da es in unserer Siedlung Mischwasserkanäle 
gibt, können wir uns nicht vorstellen, dass wei-
tere 350 Haushalte noch daran angeschlos-
sen werden können, wenn die Ableitung des 
Misch(ab)wassers nicht sicher erfolgen kann. 

9g 
Kindertagesstätte: Wir halten den Bau einer 
Kindertagesstätte am Schellingweg nicht für 
sinnvoll, da dadurch zusätzlicher Verkehr in 
die Siedlung hineingezogen wird. Wenn dort 
75 Kinder betreut werden, kommen erfah-
rungsgemäß die Hälfte mit dem Auto der El-
tern. Das wären zusätzliche 150 Fahrzeugbe-
wegungen pro Tag. Da die meisten Eltern, wie 
bei dem Kindergarten am Schopenhauerweg 
täglich zu sehen Ist, die Kinder auf den Wegen 
zur bzw. von der Arbeit mit dem Auto fahren, 
sollte die Kindertagesstätte an einer Strecke 
gebaut werden, die eh als Arbeitsweg genutzt 
wird. Gab es denn nicht schon einen Vor-
schlag, dass eine neue Kindertagesstätte am 
Ende des Senner Hellwegs gebaut werden 
sollte? Das würden wir für sinnvoller halten, da 
dort für die Kinder mehr Möglichkeiten offen-
stehen würden, die Natur direkt zu erleben. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Verkehr, Straßenraum und Parkdruck“ 
 
Im Vorentwurf wurden die Tennisplätze am 
Schellingweg als Gemeinbedarfsfläche mit der 
Zweckbestimmung Kindergarten vorgesehen. 
Auf diese Ausweisung wird im Entwurfsstand 
verzichtet. Da sich die Art der baulichen Nut-
zung weiterhin nach § 34 BauGB richtet, ist 
eine Kindertagesstätte in der gesamten Busch-
kampsiedlung aufgrund der vorhandenen Nut-
zungsstruktur planungsrechtlich weiterhin all-
gemein zulässig.    
 
Ein Bau einer Kindertagesstätte am Ende des 
Senner Hellweges außerhalb des Geltungsbe-
reiches ist planungsrechtlich nicht möglich, da 
an den Geltungsbereich der Außenbereich 
nach § 35 BauGB anschließt. „Sonstige Vorha-
ben“ sind hier nur unter engen Voraussetzun-
gen möglich, die vorliegend nicht erfüllt sind.  
 

10 Öffentlichkeit 10  

Schreiben vom 11.11.2020 

 

10a 
 Nahezu wortgleich mit Öffentlichkeit 7 - Abwägung 

siehe dort. 

11 Öffentlichkeit 11  

Schreiben vom 11.11.2020 

 

 

11a 
 Nahezu wortgleich mit Öffentlichkeit 7 - Abwägung 

siehe dort. 

12 Öffentlichkeit 12  

Schreiben vom 22.11.2020 
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12a 
Ich besitze das Haus Nr. xx am Senner Hell-
weg in 33659 Bielefeld. 
Erst heute habe ich auf der Internetseite der 
Stadt Bielefeld die Bekanntmachung vom 
24.10.2020 entdeckt (https://www.biele-
feld.de/ftp/bekanntmachu nqen/WohnqebHei-
destr241020.pdf). Leider finde ich nicht die 
Unterlagen über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke der Planung und die voraussichtli-
chen Auswirkungen der 
Planung auf der Internetseite. Bedauerlicher-
weise konnte ich mich nicht innerhalb der Frist 
bei Ihnen melden. Ich bin unmittelbar betrof-
fen und habe einen erheblichen Informations-
bedarf. Könnten Sie mit bitte wie folgt beiste-
hen? 
 
1) die Unterlagen elektronisch zugänglich ma-
chen (evtl. als Link oder als PDF per Email) 
2) (persönliche Daten) 
3) mir bei Unklarheit telefonisch für Fragen zur 
Verfügung stehen 
 

Aussagen werden zur Kenntnis genommen.  

Der Link zu den Unterlagen wurde am 
24.11.2020 an die angegebene Mailadresse 
versendet.  

13 Öffentlichkeit 13  

Schreiben vom 20.11.2020 

 

 

13a 
 Wortgleich mit 8a-8f. Abwägung siehe dort.  

13b 
5. Artenschutz 
Durch die Verdichtung werden die Baum-
standorte und weiterer naturnaher Bewuchs 
erheblich gemindert und gefährdet somit den 
Lebensraum der Arten. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Grünflächen, Baumbestand und Artenschutz“ 

 

13c 
Verkehr 
Durch die beabsichtigte Einschränkung der 
Einfahrten in vorhandene Straßen durch die 
Stadtbahnverlängerung der Linie 1 wird es ei-
nen erhöhten Verkehrsfluss z.B. in der Hang-
straße geben. Diese beispielhafte Straße ist 
für die Aufnahme zusätzlichen Verkehrs nicht 
geeignet. 
Hier würde nicht nur eine Kapazitätserhöhung 
um die Verdichtungsquote von ca. 55 % erfol-
gen, sondern um die Menge der Fahrzeuge, 
die, bei Durchführung der Stadtbahnverlänge-
rung, durch die nicht gesperrten Straßen um-
geleitet würden. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Stadtbahnverlängerung“ 

 

13d 
An den Straßen sind teilweise keine Bürger-
steige vorhanden, die Straßen sind mit par-
kenden Fahrzeuge so verengt, dass Ret-
tungsfahrzeuge/Müllfahrzeuge kaum durch-
fahren können. Bei der stetigen Zunahme von 
Fahrzeuganmeldungen ist es lebensfremd, 
anzunehmen, dass sich der Parkdruck verrin-
gert. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Verkehr, Straßenraum und Parkdruck“ 
 

13e 
Des Weiteren führt die Ansiedlung einer 4-zü-
gigen Kita am Schellingweg (Tennisplätze) zu 

Siehe summarische Abwägung:  
„Verkehr, Straßenraum und Parkdruck“ 
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weiteren Verkehrsbelastungen in einer 
Straße, welche für diesen zusätzlichen Ver-
kehr nicht geeignet ist. Die Vorstellung, dass 
Kinder zu Fuß zur Kita gehen ist lebensfremd. 
Auf Grund dieser ungeeigneten Ansiedlung 
war ursprünglich ein Kitastandort am Spie-
gelsberger Weg von der BV Senne vorge-
schlagen worden. Der vorgeschlagene Stand-
ort entspricht den Vorgaben des Rates vorran-
gig Ansiedlungen vorzunehmen, wo Infra-
struktur (z.B. Kanäle) vorhanden sind und 
schon eine einseitige Bebauung vorhanden 
ist. Der Standort wäre insofern geeigneter, da 
der Transport der Kinder im Zuge eines Ar-
beitsweges von Eltern hätte erfolgen können. 

 
Im Vorentwurf wurden die Tennisplätze am 
Schellingweg als Gemeinbedarfsfläche mit der 
Zweckbestimmung Kindergarten vorgesehen. 
Auf diese Ausweisung wird im Entwurfsstand 
verzichtet.  
 
Da sich die Art der baulichen Nutzung weiter-
hin nach § 34 BauGB richtet, ist eine Kinderta-
gesstätte in der gesamten Buschkampsiedlung 
aufgrund der vorhandenen Nutzungsstruktur 
planungsrechtlich weiterhin allgemein zuläs-
sig.  
 
Ein Bau einer Kindertagesstätte am Ende des 
Senner Hellweges außerhalb des Geltungsbe-
reiches ist planungsrechtlich nicht möglich, da 
an den Geltungsbereich der Außenbereich 
nach § 35 BauGB anschließt. „Sonstige Bau-
vorhaben“ sind hier nur unter engen Voraus-
setzungen möglich, die vorliegend nicht erfüllt 
sind. 

14 Öffentlichkeit 14  

Schreiben vom 19.11.2020 

(Die Stellungnehmenden beziehen sich in ihrer Stellung-
nahme auf die gesamten Bebauungspläne I/S 62 - 66. 
Vorliegend wird nur auf den Inhalt des I/S 65 eingegan-
gen.) 

 

14a 
Zum Bebauungsplanes Nr. 1/ S 65 „Wohn-
gebiet Heidestraße" und des Bebauungs-
planes Nr. 1/ S 62 „Wohngebiet nördlich 
und südlich des Schopenhauerwegs" 
Kindertagesstätte: Zur Vermeidung zusätzli-
cher Verkehre hatte ich der Stadt Bielefeld ein 
Grundstück als Gemeinbedarfsfläche am 
Spiegelberger Weg angeboten. Hier war be-
absichtigt, straßenbegleitend mit einer Bau-
reihe eine Bebauung vorzunehmen. Nicht 
nachvollziehbar war, dass das Planungsamt 
allerdings eine Fläche von über 4 ha als Po-
tentialfläche geprüft hat. Und verständlicher 
Weise in der Flächengröße ablehnte. Die ein-
seitige Bebauung, welche durch einen frühe-
ren Ratsbeschluss als sinnvoll einzustufen ge-
wesen wäre, ist leider verworfen worden. Ne-
ben der Kita hätten wir dort auch ein Gebäude 
für betreutes Wohnen errichtet. 

Aussagen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Ein Bau einer Kindertagesstätte am Ende des 
Senner Hellweges außerhalb des Geltungsbe-
reiches ist planungsrechtlich nicht möglich, da 
an den Geltungsbereich der Außenbereich 
nach § 35 BauGB anschließt. „Sonstige Bau-
vorhaben“ sind hier nur unter engen Voraus-
setzungen möglich, die vorliegend nicht erfüllt 
sind. 

14b 
Zu allen Bebauungsplänen I/S 62 bis 66: 
Die Bebauungspläne widersprechen den all-
gemeinen Ansprüchen des Klimaschutzes, 
des Natur- und Artenschutzes und durch die 
zu erwartenden Verkehrsbelastungen und 
den damit verbundenen Lärm und Immissi-
onsbelastungen. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Verkehr, Straßenraum und Parkdruck“ 
„Luft und Klima“ 
„Grünflächen, Baumbestand und Artenschutz“ 

 

14c 
Sozialer Wohnungsbau: 
Die erhoffte Umsetzungsstrategie würde be-
deuten, dass von den geplanten insgesamt 

Aussagen werden zur Kenntnis genommen. 
Anregung wird gefolgt.  
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ca. 900 WE 225 WE im sozialen Wohnungs-
bau umgesetzt werden müssten. Das würde 
bedeuten, dass von den neu zu schaffenden 
ca. 350 neuen WE nur weitere 125 WE außer-
halb des sozialen Wohnungsbaugenehmi-
gungsfähig wären. Dies ist weder öffentlich, 
noch in den Einzelgesprächen mit Eigentü-
mern dargestellt worden. Ob sich eine Umset-
zung der Quote für den sozialen Wohnungs-
bau bei den standortüblichen Baulandpreisen 
realisier lässt ist anzuzweifeln. 

Im Planverfahren hat sich herausgestellt, dass 
eine Umsetzung der Quote für den geförderten 
Wohnungsbau nicht umzusetzen ist. Ein ent-
sprechender Absatz wird in die Unterlagen auf-
genommen 

14d 
Klimaschutz: 
Das Klimaanpassungskonzept sieht vor, dass 
Verschlechterungen des Klimas allgemein 
und in den Bebauungsgebieten speziell ent-
gegengewirkt werden soll. Sollten die Ab-
sichtserklärungen ernsthaft gefolgt werden, so 
verschlechtern die vorgesehen Verdichtungen 
von bis zu 110 % bzw. im Durchschnitt von 
fast 60 % das Klima in den Bebauungsplanbe-
reichen erheblich. 
Bei vergleichbaren Verdichtungsgebieten ist 
nachvollziehbar, wie sich das Klima nachteilig 
durch Verdichtung verschlechtert. Die Ver-
schlechterung ist in den Bereichen südlich der 
L 756 von „grün" in „gelb-orange" deutlich ge-
macht. 

 

Siehe summarische Abwägung:  
„Luft und Klima“ 

 

14e 
Natur-, Kulturlandschafts- und Arten-
schutz: 
Die Verdichtung in den Bebauungsplanflä-
chen durch Bauflächen und Nebenanlagen 
würde zur Folge haben, dass Bäume und 
sonstiger Bewuchs, Flechten sowie Mose ent-
fernt würden. Die damit verbundene Vernich-
tung von Lebensräumen ist kaum kompen-
sierbar. Veranschaulicht kann dies durch ein-
zelne Flächen in den naturbelassenen Gärten, 
wo noch Heide und sogar natürliche Blaubee-
renvorkommen zu finden sind. 

Siehe summarische Abwägung:  
„Grünflächen, Baumbestand und Artenschutz“ 

 

14f 
Verkehrsvermehrungen- und belastungen: 
Die Verdichtung würde eine erhebliche Ver-
mehrung von Fahrzeugen hervorrufen. Es 
sind mit ca. 650 weiteren Fahrzeugen zu rech-
nen, die auch irgendwo geparkt werden müs-
sen. 
Durch die Planung zur Stadtbahnverlänge-
rung werden einigen Straßen nicht mehr von 
der L 756 angefahren werden können. Die 
Verlagerung der Verkehre in die Hangstraße 

Siehe summarische Abwägung:  
„Verkehr, Straßenraum und Parkdruck“ 
„Stadtbahnverlängerung“ 
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und dem Feuerbachweg führt zu weiteren 
Verkehrsbelastungen samt seinen Nebenwir-
kungen. Besonders betroffen werden die An-
lieger des Schellingweges sein, da dort eine 
Kita mit 4 Gruppen errichtet werden soll. 

14g 
Oberflächen- und Niederschlagswasser: 
Den Ämtern sollte bekannt sein, dass die ehe-
maligen Siekbereiche der talabwärts fließen-
den Bäche andere Bodenstrukturen aufwei-
sen und größere Starkregenmengen nicht ab-
führen können. Als weiteres sind die Boden-
verbesserungen nach 1905 einzubringen. Die 
Lehmaufschüttungen verursachen eine Min-
derung der Bodendurchlässigkeit. Sollte noch 
mehr Fläche überbaut werden, ist zu erwar-
ten, dass gerade die Starkregenmengen nicht 
mehr gesichert in den Boden versickern kön-
nen. 
Ferner ist der Stadt Bielefeld bekannt, dass 
die Kanalisationen weitere größere Besied-
lungsabwässer nicht abführen kann. 
 

Siehe summarische Abwägung:  
„Wasserkonzept, Versickerung und Überflu-
tungsschutz“ 
„Kanalisation“ 

 

15 Öffentlichkeit 15 

Schreiben vom 19.11.2020 

(Die Stellungnehmenden beziehen sich in ih-
rer Stellungnahme auf die gesamten Bebau-
ungspläne I/S 62 - 66. Vorliegend wird nur auf 
den Inhalt des I/S 65 eingegangen.) 

 

15a 
 Nahezu wortgleich mit Öffentlichkeit 14. Abwägung 

siehe dort.  

16 Öffentlichkeit 16 

Schreiben vom 20.11.2020 

 

 

16a 
Seit fast 35 Jahren wohne ich im Stadtbezirk. 
Senne und möchte in einigen Jahren nach 
Möglichkeit auch meinen Ruhestand hier ver-
bringen. Da ich für meinen zukünftigen Alters-
ruhesitz die Umgebung des Senner Hellwegs 
bevorzugen würde, möchte ich nachfolgend 
im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitbe-
teiligung zu den Planungen im Zusammen-
hang mit dem Wohngebiet Heidestraße 1/S 65 
Stellung nehmen. Dabei bewegen mich ge-
rade vor dem Hintergrund langjähriger Erfah-
rungen in meinem jetzigen Wohnumfeld (süd-
lich der ehemaligen B 68) folgende Gedan-
ken: 
 
Die stetig steigende Nachfrage nach Wohn-
raum hat in den vergangenen Jahren bereits 
zu einer erheblichen Anzahl an Neubauten, 
die teilweise ältere Wohngebäude aus der 
Nachkriegszeit ersetzt 
haben, aber auch zu einer deutlichen Nach-
verdichtung vieler Grundstücke geführt. Dem 

Aussagen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Siehe summarische Abwägung:  
 „Genehmigungspraxis“ 
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aus meiner Sicht völlig berechtigten Leitbild 
der sozialen Mischung konnte damit ebenso 
Rechnung getragen werden wie der grund-
sätzlich angestrebten effizienteren Nutzung 
vorhandener Flächen, z.B. durch die Erschlie-
ßung von Grundstücken in zweiter Reihe. 

16b 
Den Anspruch, den Siedlungsbestand zu si-
chern und den Gebietscharakter zu wahren", 
wie er im städtebaulichen Konzept des Be-
bauungsplanes richtigerweise vorrangig vor-
gesehen ist, kann bisher bestenfalls hinsicht-
lich des ersten Aspekts als erfüllt gelten. Ge-
rade im Bereich Brunnenbauerweg / Seifen-
siederweg / Faßbinderweg, aber auch beid-
seits des Senner Hellwegs zwischen Nolken-
feld und Feuerbachweg kann für den objekti-
ven Betrachter von einer moderaten Nachver-
dichtung oder einem geringen Versiegelungs-
grad bei Neubauten kaum und von einer Wah-
rung des Gebietscharakters gar nicht mehr die 
Rede sein. Der Plan, in erster Linie das Maß 
der Nutzung und die überbaubare Grund-
stücksfläche zu regeln", dürfte gelungen sein, 
das Ziel, die bauliche Dichte und die Kubatur 
der zulässigen baulichen Anlagen in Anleh-
nung an die Bestandsbebauung zu regeln", 
aber nicht. Das Ortsbild einer aufgelockerten 
Bebauung" 4 ist in den genannten Bereichen 
auf diese Weise schon sehr weitgehend verlo-
ren gegangen. 

Aussagen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Siehe summarische Abwägung:  
„Bebauungsdichte und Siedlungsstruktur“ 
„Genehmigungspraxis“ 

16c 
Dass sich im Laufe der Jahre und Jahrzehnte 
Veränderungen in der architektonischen Ge-
staltung von Gebäuden ergeben, ist selbstver-
ständlich und für eine moderne Gesellschaft 
vielleicht sogar wünschenswert. 
Der Ersatz von Einfamilienhäusern durch 
Mehrfamilienhäuser auf einer unwesentlich 
größeren Fläche mag bedauernswert, aber im 
Sinne städtebaulicher Ziele sicherlich ange-
messen und vertretbar sein. Dass zu diesem 
Zweck aber vorhandene Grundstücke so weit 
aufgeteilt werden, dass man die neu errichte-
ten Gebäude auf dem eigenen Grundstück 
kaum noch umkreisen kann, und sich die Häu-
ser dadurch so weit annähern, dass der im 
Nebenhaus lebende Nachbar gleichsam im-
mer aktiv am Familienleben beteiligt ist, sind 
mehr als unangenehme Begleiterscheinun-
gen.  

Aussagen werden zur Kenntnis genommen.  
  
Ein Teilungsantrag wird entsprechend geprüft. 
Sprechen keine bauordnungsrechtlichen und 
planungsrechtlichen Belange dagegen, kann 
einer Teilung zugestimmt werden. Der Bebau-
ungsplan nimmt keinen Einfluss auf die Teil-
barkeit von Grundstücken.  
 
Im Sinne der offenen Bauweise sind die bau-
ordnungsrechtlichen Abstandsflächen einzu-
halten. Hierdurch wird auch ein ausreichender 
Sozialabstand sichergestellt.  
 
Siehe auch summarische Abwägung:  
„Bebauungsdichte und Siedlungsstruktur“ 
„Genehmigungspraxis“ 

16d 
In meinem derzeitigen Wohnumfeld habe ich 
erleben dürfen, wie sich eine Siedlung inner-
halb von 10 bis 20 Jahren vollständig verän-
dert. Große Grundstücke sind verdichtet und 
mehrere Einfamilien- durch Mehrfamilienhäu-
ser ersetzt worden. Die politisch gewünschte 
soziale Durchmischung hat stattgefunden und 
neue Bekanntschaften und Freundschaften 
ermöglicht. 

Aussagen werden zur Kenntnis genommen.  

 



BEBAUUNGSPLAN NR. I/S 65                                 AUSWERTUNG FRÜHZ. BETEILIGUNG 
 

 

 

STAND: ENTWURF; APRIL 2025  SEITE 30 VON 51 

16e 
Negative Aspekte dieser Entwicklung neben 
den jahrelangen massiven Belästigungen 
durch Staub 
und Lärm auf nicht enden wollenden Baustel-
len, die sich wie abgesprochen aneinanderge-
reiht haben, sind eine trotz engerer Bebauung 
zunehmende Anonymität der Bewohner, an-
schwellende Nachbarschaftsstreitigkeiten mit 
vereinzelten Polizeieinsätzen, die zuneh-
mende Versiegelung der Grundstücke und die 
mangelhafte oder sogar fehlende Pflege um-
liegender öffentlicher, aber auch solcher Flä-
chen, die vor allem von mehreren Parteien be-
wohnt werden. Hinzu kommen die wegen 
nicht vorhandener oder nicht genutzter, weil 
kostenpflichtiger Abstellplätze zugeparkten 
Seitenstreifen, die mitunter Rettungsfahrzeu-
gen den Weg versperren und/oder die Abho-
lung überquellender Mülltonnen oder wild ab-
gestellter Säcke mit Unrat verhindern, weil der 
Umweltbetrieb die Häuser nur äußerst müh-
sam oder gar nicht erst erreicht. 

Aussagen werden zur Kenntnis genommen.  
 
Grundsätzlich sind Bauarbeiten -ohne dass es 
einer besonderen Genehmigung bedarf- unter 
Beachtung der bundesweit relevanten „Verwal-
tungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm 
und Geräuschimmissionen“ (AVV Baulärm) 
durchzuführen. Hier sind ähnlich wie bei der 
Technischen Anleitung Lärm (TA Lärm) für ge-
werbliche Betriebe zur Begrenzung des Lärms 
Immissionsrichtwerte festgelegt. Baulärm ist 
ein spezifisches Charakteristikum bei der Er-
richtung von Gebäuden und Erneuerung städ-
tebaulicher Strukturen und ist -wenn auch in 
der Bauphase beeinträchtigend- im üblichen 
Umfang innerhalb des Rahmens der o.a. AVV 
Baulärm hinzunehmen. Ähnliches gilt für Ver-
schmutzungen, die ebenfalls unvermeidbar 
sind.  
 
Die Pflege von privaten Flächen obliegt dem 

jeweiligen Eigentümer. Die Flächen der Stadt 

werden durch den Immobilienservicebetrieb 

betreut. 

 

Siehe auch summarische Abwägung:  

„Verkehr, Straßenraum und Parkdruck“ 

„Bebauungsdichte und Siedlungsstruktur“ 
„Grünflächen, Baumbestand und Artenschutz“ 
 

16f 
Derartige Nebeneffekte möchte ich mir für das 
Wohngebiet Heidestraße und andere Wohn-
gebiete nördlich der ehemaligen B 68 im 
Sinne einer Aufenthaltsqualität für die dort le-
benden Bürgerinnen und Bürger nicht vorstel-
len müssen. Angesichts der dramatischen 
Verluste in Flora und Fauna der nahe liegen-
den Naherholungs- und Schutzgebiete sollte 
jeder vorhandene Baumbestand und jede ge-
schützte Tierart, wie der am Senner Hellweg 
6 gesichtete Waldlaubsänger, besondere Auf-
merksamkeit und Schutz genießen. 
 
Insgesamt betrachte ich die aktuelle Planung 
für das Wohngebiet Heidestraße als ange-
messen. Zugleich sollte jedoch jede Erhöhung 
des Versiegelungsgrades unbedingt vermie-
den werden. Jede weitere Baugenehmigung, 
die über die im vorliegenden Nutzungsplan mit 
Stand vom 30.06.2020 vorgesehenen Bau-
grenzen hinaus geht, würde Ruhezonen, die 
der Erholung von Mensch und Tier dienen, 
und damit auch die Lebensqualität dramatisch 
reduzieren. Eine Sicherung der städtebauli-
chen Qualität des Gebietes würde damit voll-
ständig ins Leere laufen. 
 

Siehe summarische Abwägung:  

„Bebauungsdichte und Siedlungsstruktur“ 
„Grünflächen, Baumbestand und Artenschutz“ 
„Wasserkonzept, Versickerung und Überflu-
tungsschutz“ 
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Gleiches gilt für die anderen Wohngebiete in 
den benachbarten Bebauungsplänen beider-
seits des Senner Hellwegs. Dort lässt aller-
dings die in den Gestaltungsplänen ausgewie-
sene mögliche Neubebauung - insbesondere 
für den Fall einer weitreichenden Umsetzung 
- die oben geschilderten negativen Aspekte 
wie in meinem jetzigen Wohnumfeld befürch-
ten. Der Charakter des Siedlungsgebietes 
würde sich dadurch mit hoher Wahrscheinlich-
keit nachteilig oder sogar irreparabel verän-
dern. 
Bitte berücksichtigen Sie diese Anregungen 
bei der weiteren Beschlussfassung. Vielen 
Dank! 
 

17 Öffentlichkeit 17 

Schreiben vom 20.11.2020 

 

 

17a 
Die für den Bereich 8 vorgesehene Trauf- 
bzw. Firsthöhe xxxx passen sich weder in die 
bestehende Bebauung ein, noch wird auf die 
Interessen der umliegenden Grundstücksnut-
zer hinreichend Rücksicht genommen: Die be-
stehende Bebauung entlang des Senner Hell-
wegs bildet auf Höhe des Straßenprofils zwar 
kein einheitliches Bild - ist aber dadurch ge-
kennzeichnet, dass bei mehrstöckigen Ge-
bäuden ein erhebliches Gefälle in Nord-Süd 
Richtung besteht, welches für das östlich ge-
legene Teilstück des unbebauten Grundstü-
ckes deutlich weniger ausgeprägt ist. Das 
westliche Teilstück hingegen weist ein sehr 
erhebliches Ost-West-Gefälle auf. Würden die 
vorgesehenen Trauf- und Firsthöhen umge-
setzt, so entstünde nicht nur wie in den Erläu-
terungen ausgeführt ein leicht erhöhtes Profil 
- es wird vielmehr eine Wohnturmcharakter 
aufweisende Bebauung ermöglicht, welche 
der angrenzenden Bebauung nicht annähernd 
entspricht, sondern die angrenzenden Häuser 
erheblich überragen würden. 

Siehe auch summarische Abwägung:  

„Bebauungsdichte und Siedlungsstruktur“ 

 

17b 
Bei dem zu erwartenden Anbau eines Bal-
kons/Terrasse auch an die oberen Stock-
werke der zu erwartenden Neubebauung, ent-
stehen gleichsam Aussichtsplattform in die 
gesamte angrenzende Nachbarschaft und de-
ren Grundstücke. Die bis dato aufzufindende 
Bebauung und Nutzung hingegen vermeidet 
eine Einsichtnahme der einzelnen Nachbarn 
in ihre Gärten/Häuser. 

Aussagen werden zur Kenntnis genommen.  
 

Die Einsichtnahme auf private Grundstücke 
wird durch die Festsetzung der maximal zuläs-
sigen Anzahl an Geschossen bzw. Gebäude-
höhe sowie der bauordnungsrechtlich einzu-
haltenden Abstandsflächen auf ein verträgli-
ches Maß beschränkt.  

17c 
Vorzugswürdig und den Vorgaben an eine 
einheitliche Bebauung unter Berücksichtigung 
der tatsächlichen Gegebenheiten würde ein 
separater Bereich für die unbebauten Grund-
stücke in Anlehnung den Bereich 6 ausgewie-
sen. 

Siehe auch summarische Abwägung:  

„Bebauungsdichte und Siedlungsstruktur“ 
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2. AUSWERTUNG DER STELLUNGNAHMEN AUS DER FRÜHZEITIGEN BE-

TEILIGUNG DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
 

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Absatz 1 

BauGB fand mit Schreiben vom 20.10.2020 bis zum 20.11.2020 statt. 

Hinweis: Die laufende Nummerierung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange erfolgt entspre-

chend der verwaltungsinternen Beteiligungsliste. 

 

Es sind folgende Stellungnahmen vorgetragen worden: 

LFD. 
NR. 

EINWENDER 
DATUM  

EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN  
 

STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG 

1.4 Stadt Bielefeld 

Umweltamt 

360.2 

16.12.2020 

 

  

1.4 

UN1 

Untere Natur-
schutzbe-
hörde 

1.) Artenschutz 
Wir halten ein artenschutzrechtli-
ches Gutachten unbedingt für erfor-
derlich. Dies begründet sich auch in 
dem strukturreichen, waldartigen 
Charakter der nicht bebauten 
Grundstücke. Aufgrund der Aus-
stattung auch mit älteren Bäumen, 
Gehölzen und Gebüschen kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass 
planungsrelevante Tierarten, wie 
z.B. Brutvögel oder Fledermäuse, 
die Strukturen als Fortpflanzungs- 
und Ruhestätte nutzen. Ebenfalls 
können ggf. zum Abriss vorgese-
hene Gebäude von planungsrele-
vanten Tierarten als Fortpflan-
zungs- und 
Ruhestätte genutzt werden. 
 
In einem artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrag ist somit fachgut-
achterlich zu prüfen und darzule-
gen, ob die Umsetzung des Bebau-
ungsplanes mit den artenschutz-
rechtlichen Belangen vereinbar ist, 
und ob ggf. ein Verstoß gegen die 
artenschutzrechtlichen Verbote des 
§ 44 Abs. 1 Ziffer 1 - 3 BNatSchG 
durch die Umsetzung geeigneter 
Vermeidungsmaßnahmen vermie-
den werden kann. Der erforderliche 
Untersuchungsumfang zum Arten-
schutz wurde im Scopingtermin am 
06.02.2020 angesprochen und ist 
der Anlage 1 zu entnehmen. 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen. Hinweisen wird gefolgt.  

Ein artenschutzrechtlicher Fachbei-
trag wird erstellt und die Ergebnisse 
in die planerische Abwägung einge-
stellt.  

Der Fachbeitrag wird mit dem Um-
weltamt abgestimmt. 
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1.4 

UN2 

 2.) Eingriffsregelung 
Wir weisen darauf hin, dass die Be-
gründung zur Nichtanwendung der 
Eingriffsregelung auf der Seite B-
18, vorletzter Absatz, nicht plausi-
bel ist. Für die Beurteilung der An-
wendung der Eingriffsregelung ist 
es unerheblich, ob negative Auswir-
kungen auf FFH-Gebiete, NGS, 
LSG, GBT o.Ä. zu erwarten oder 
nicht zu erwarten sind. Die Ein-
griffsregelung ist hier nicht anzu-
wenden bzw. ein Ausgleich ist hier 
nicht erforderlich, da die Eingriffe 
nach § 1 a (3) BauGB bereits vor 
der planerischen Entscheidung zu-
lässig waren. Dies begründet sich 
weiter mit § 34 (1) BauGB, wonach 
ein Vorhaben innerhalb der im Zu-
sammenhang bebauter Ortsteile 
zulässig ist, wenn es sich nach Art 
und Maß der baulichen Nutzung, 
der Bauweise und der Grund-
stücksfläche, die überbaut werden 
soll, in die Eigenart der näheren 
Umgebung einfügt und die Er-
schließung gesichert ist. Wir bitten 
dies entsprechend zu ändern. 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen. Hinweisen wird gefolgt.  
 
Die Begründung wird entsprechend 
der Eingriffsregelungen angepasst. 

 

1.4 

UN3 

 Anlage 1: Untersuchungsumfang 
Artenschutz 
 
Das Fachgutachten ist entsprechend der gemein-
samen Handlungsempfehlung des Landes NRW: 
„Artenschutz in der Bauleitplanung und bei der 
baurechtlichen Zulassung von Vorhaben" vom 
22.12.201 O zu erstellen. 
Aufgrund der Lebensraumausstattung sind insbe-
sondere die Artengruppen Fledermäuse und Vögel 
zu untersuchen. Bezüglich dieser beiden Arten-
gruppen reicht eine worst-case-Betrachtung. 
Hierzu ist der Baumbestand vor Ort dahingehend 
zu überprüfen, ob dieser Baumhöhlen oder -spal-
ten aufweist, die von Vögeln oder von Fledermäu-
sen als Fortpflanzungs- und Ruhestätte genutzt 
werden. Hierzu sind, sofern dies nicht mit einem zu 
hohen Aufwand verbunden ist, die Höhlen hinsicht-
lich ihrer Eignung und ihrer tatsächlichen Nutzung 
als Fortpflanzungs- und Ruhestätte einzusehen. 
Die Bäume mit Höhlen und Spalten sind in einem 
Plan maßstabsgerecht einzuzeichnen. 
Sofern vorhandene Gebäude zum Abriss vorgese-
henen sind, sind diese sowohl von innen als auch 
von außen auf ihre Nutzung als Fortpflanzungs- 
und Ruhestätte zu untersuchen. Hierbei ist durch 
eine Begehung insbesondere zu prüfen, ob sich in 
den Gebäuden Vogelnester oder Wochenstuben 
befinden. Sofern die Gebäude als Fortpflanzungs- 
und Ruhestätte genutzt werden ist zu prüfen, ob 
die geplante Bebauung zu einer Beschädigung o-
der Zerstörung dieser führen wird. 
Wir verweisen an dieser Stelle auch daraufhin, 
dass das Vorkommen der Zauneidechse zumin-
dest in den randlichen Bereichen nicht ausge-
schlossen werden kann, so dass hier eine Kartie-
rung als Grundlage für die Beurteilung der arten-
schutzrechtlichen Verbote erforderlich ist. Die zu 
untersuchenden Standorte sind mit einem Fach-
planungsbüro festzulegen. 
Anhand des Fachinformationssystems des Lan-
desamtes für Natur, Umwelt und Verbraucher-
schutz ist zu prüfen, ob noch weitere planungsre-

Anlage wird zur Kenntnis genom-
men.  
 
Der Umfang des Berichtes wurde mit 
dem Umweltamt abgestimmt.  



BEBAUUNGSPLAN NR. I/S 65                                 AUSWERTUNG FRÜHZ. BETEILIGUNG 
 

 

 

STAND: ENTWURF; APRIL 2025  SEITE 34 VON 51 

levante Arten anderer Artengruppen zu untersu-
chen sind. Sollten bei den Begehungen vor Ort 
weitere planungsrelevante Arten anderer Tierar-
tengruppen festgestellt werden, sind diese in die 
Untersuchung einzubeziehen und ggf. entspre-
chende Kartierungen durchzuführen. 
Die ggf. erforderlichen artenschutzrechtlichen Ver-
meidungsmaßnahmen müssen als Festsetzungen 
gem. § 9 Abs. 1 Ziffer 20 BauGB in den Bebau-
ungsplan aufgenommen werden. Zudem sind die 
Vermeidungsmaßnahmen analog den Bestimmun-
gen des § 17 Abs. 4 BNatSchG (naturschutzrecht-
liche Eingriffsregelung) in Hinblick auf Art, Umfang, 
Lage und Herstellungszeitpunkt konkret zu planen 
und im Umweltbericht und im Artenschutzfachbei-
trag darzulegen. Die erforderlichen Maßnahmen 
sind vorab mit der unteren Naturschutzbehörde ab-
zustimmen. 
Darüber hinaus ist die Bereitstellung der zur Um-
setzung der artenschutzrechtlichen Maßnahmen 
notwendigen Flächen und die dauerhafte Siche-
rung der Flächen und Maßnahmen vor dem Sat-
zungsbeschluss in einem Folgemaßnahmenver-
trag zwischen der Stadt, dem Investor und dem 
Grundstückseigentümer verbindlich zu regeln. 

1.4 

UW1 

Untere Was-
serbehörde 
(Grundwas-
ser), Untere 
Abfallbehörde, 
Untere Boden-
schutzbe-
hörde 

Grundwasserschutz/WSG 
Das Gebiet des o.g. Bebauungspla-
nes befindet sich zwischen 500 m 
und 1.100 m nordöstlich des Was-
serwerkes III (Windelsbleiche) der 
Stadtwerke Bielefeld GmbH. Damit 
liegt es innerhalb eines geplanten 
Wasserschutzgebietes (Zone III A), 
das mittels einer entsprechenden 
Wasserschutzgebietsverordnung 
festgesetzt werden soll. Mit dieser 
ordnungsbehördlichen Verordnung 
wird durch Genehmigungs- und 
Verbotstatbestände der Grundwas-
ser - und Trinkwasserschutz ver-
stärkt, so dass beispielsweise eine 
Errichtung von Erdwärmesonden 
unzulässig und Versickerungsanla-
gen genehmigungspflichtig sind. 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen.  
 
Es wird ein entsprechender Hinweis 
in den Bebauungsplan aufgenom-
men. 

1.4 

UW2 

Untere Was-
serbehörde 
(Oberflächen-
gewässer)  

Niederschlagswasserbeseitigung 
Für die Erläuterung der Nieder-
schlagswasserbeseitigung bitte ich 
Folgendes in die Begrünung einzu-
pflegen: 
Gemäß § 44 Landeswassergesetz 
(LWG) und § 55 Abs. 2 Wasser-
haushaltsgesetz (WHG) soll Nie-
derschlagswasser ortsnah versi-
ckert, verrieselt oder direkt oder 
über eine Kanalisation 
ohne Vermischung mit Schmutz-
wasser in ein Gewässer eingeleitet 
werden, soweit dem weder wasser-
rechtliche noch sonstige öffentlich-
rechtliche Vorschriften noch was-
serwirtschaftliche Belange entge-
genstehen. 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen. Hinweis wird gefolgt.  
 
Die Begründung wird ergänzt. 

 

1.4 

UW3 

 Das Plangebiet entwässert im 
Trennsystem durch dezentrale Ver-
sickerungsanlagen auf den einzel-
nen Grundstücken oder durch An-

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen.  
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schluss an den öffentlichen Regen-
wasserkanal in den Toppmanns-
bach (E 11/4). 

Die Informationen werden in die Be-
gründung aufgenommen. 

1.4 

UW4 

 Die Aufstellung des Bebauungspla-
nes dient der geordneten Nachver-
dichtung (s. Punkt 1. der Begrün-
dung), so dass in diesem Zuge die 
entwässerungstechnische Er-
schließung für den Bestand und für 
die Überplanung zu regeln und zu 
sichern ist. 
Das Niederschlagswasser soll wei-
terhin, sowohl im Bestand, als auch 
im Rahmen der Nachverdichtung, 
grundsätzlich versickert werden. 
Damit wird dem Erhalt des lokalen 
Wasserhaushalts und einem mög-
lichst geringen Eingriff in das natür-
liche Abflussgeschehen Rechnung 
getragen. Aufgrund der vorherr-
schenden Bodenverhältnisse 
(durchlässige Sande) und ausrei-
chenden Grundwasserflurabstän-
den ist eine Versickerung grund-
sätzlich möglich. Eine zu intensive 
Nachverdichtung ist zu vermeiden, 
um die dezentrale Versickerung un-
ter dem Aspekt des „Wohls der All-
gemeinheit" zu ermöglichen. Um 
die Versiegelung zu begrenzen und 
die Versickerung auf den Grund-
stücksflächen weiterhin sicherzu-
stellen, ist der vorgesehene Aus-
schluss der Überschreitung nach § 
19 Abs.4, Satz 2 BauNVO sinnvoll. 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen.  
 
Die Informationen werden in die Be-
gründung aufgenommen. 

1.4 

UW5 

 Wasserrechtliche Einordnung des 
Bestandes: 

 Die Niederschlagswasserbe-
seitigung erfolgt für einen 
Großteil der privaten Flächen 
im Bestand durch Versickerung 
auf dem eigenen Grundstück. 
Gemäß § 49 Abs. 4 Lan-
deswassergesetz (LWG NRW) 
gilt die Freistellung von der 
Überlassungspflicht als erteilt, 
wenn das gesamte Nieder-
schlagswasser eines Grund-
stücks seit dem 01.01.1996 auf 
dem Grundstück beseitigt wor-
den ist und die Gemeinde ihren 
Anschluss- und Benutzungs-
zwang nicht geltend gemacht 
hat. Die Abwasserbeseiti-
gungspflicht liegt in diesem Fall 
beim jeweiligen Grundstücksei-
gentümer. 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen.  
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 Bei Grundstücken, bei denen 
das Niederschlagswasser be-
reits vor dem 01.01.1996 orts-
nah (durch Versickerung) be-
seitigt wird, liegt die Pflicht zur 
Niederschlagswasserbeseiti-
gung ebenfalls beim Grund-
stückseigentümer. Diese 
wurde nach altem Recht entwe-
der durch die Übertragung die-
ser Pflicht geregelt bzw. 
dadurch, dass die Gemeinde 
den Anschluss des Nieder-
schlagswassers an die öffentli-
che Abwasseranlage nicht ge-
fordert hat. 

 Sowohl für Versickerungsanla-
gen im Bestand als auch für Er-
weiterungen und Neubau ist die 
wasserrechtliche Erlaubnis 
gem. § 8 WHG unter Berück-
sichtigung der im Einzelfall vor-
herrschenden Boden- und 
Grundwasserverhältnisse bei 
der Unteren  Wasserbehörde 
einzuholen. Die Versickerung 
ist nach dem Arbeitsblatt AT-
VDVWK- 138 zu planen. 
Schachtversickerungen sind 
nicht zulässig. Mit Versicke-
rungsanlagen ist ein Abstand 
von 2 m zur Grundstücks-
grenze und 6 m zu unterkeller-
ten Gebäuden einzuhalten. 

1.4 

UW6 

 Starkregenvorsorge 
Die unter 6.4 dargestellte Karte 
zeigt zunächst nur die Bereiche an, 
die bei Starkregen überflutet wer-
den können. Hier geht es weniger 
um Umweltbelange als vielmehr um 
den Objektschutz. Lt. Starkregen-
karte (Anlage 2) befindet sich ein 
„Fließweg" mit einem Einstau von > 
1 m im Bemessungsfall im Plange-
biet. Bei zukünftigen Bebauungen 
und Straßenplanungen/-sanierun-
gen ist die Verbesserung des Ab-
flusses zu berücksichtigen. Es 
sollte städtebaulich geprüft werden, 
ob Fließwege über Straßen schad-
los umgeleitet oder in unbebaute 
Grünflächen geleitet werden kön-
nen. Die Eigentümer sind auf die 
Ergebnisse und ggf. erforderlichen 
Objektschutz hinzuweisen. Wir ver-
weisen hierzu auf die Stellung-
nahme von 700.41 unter dem Punkt 
Überflutungsvorsorge. 
 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen. Hinweis wird gefolgt.  
 
Ein entsprechender Hinweis wird in 
den Bebauungsplan aufgenommen.  
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Anlage 2:  

 
1.16 Untere Denk-

malbehörde 

19.10.2020 

  

1.16 

1 

 Die Belange der Denkmalpflege ge-
mäß § 1 Abs. 5 BauGB und§ 1 
DSchG NRW werden nicht berührt, 
da sich im Plangebiet zurzeit keine 
eingetragenen Bau- und Boden-
denkmäler befinden.  
 
Der bereits aufgenommene Hin-
weis im B-Plan ist bitte in folgender 
Fassung zu ersetzen: 
 
Kulturgeschichtliche Boden-
funde 
Wenn bei Erdarbeiten kultur- oder 
erdgeschichtliche Bodenfunde oder 
Befunde (etwa Tonscherben, Me-
tallfunde, dunkle Bodenverfärbun-
gen, Knochen, Fossilien) entdeckt 
werden, ist nach §§ 15 und 16 des 
Denkmalschutzgesetzes die Entde-
ckung unverzüglich der Stadt oder 
der LWL-Archäologie für Westfa-
len, Außenstelle Bielefeld, Am 
Stadtholz 24 a, 33609 Bielefeld, 
Tel. 0251/591-8961, email: lwl-ar-
chaeologie-bielefeld@lwl.org anzu-
zeigen und die Entdeckungsstätte 
mindestens drei Werktage in unver-
ändertem Zustand zu erhalten. 
 
Zusätzlich sollte im Teil B „Allge-
meine Ziele und Zwecke der Pla-
nung" ein weiterer Punkt aufge-
nommen werden: Bau- und Boden-
denkmalschutz. Hier sollte auf die 
konkret vorliegende Bestandsitua-
tion und den o.g. Hinweis einge-
gangen werden. 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen. Hinweisen wird gefolgt.  
 
Die Planunterlagen werden ange-
passt.  

2.3 

 

Landesbe-
trieb Stra-
ßenbau NRW 

20.11.2020 
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2.3 

1 

 gegen die Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Nr. I/S 65 „Wohngebiet 
Heidestr." bestehen seitens der Re-
gionalniederlassung Ostwestfalen-
Lippe keine grundsätzlichen Be-
denken. 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

2.3 

2 

 Die verkehrliche Anbindung des 
Plangebietes an das klassifizierte 
Straßennetz (L 756) soll dabei über 
die Stadtstraße „Spiegelsberger 
Weg" erfolgen. Evtl. Auswirkungen 
des Vorhabens auf den Straßen-
raum der Landesstraße 756 liegen 
unter Berücksichtigung der über-
sehbaren Verkehrsentwicklung 
bei der Stadt Bielefeld. Die Landes-
straße 756 ist im Bereich des Plan-
gebietes mit über 17.000 KFZ/d 
hoch belastet. Auf Grund der Ver-
kehrsbelastung sowie der zusätz-
lich durch die gepl. Wohnsiedlung 
erzeugten Verkehrsströme wäre im 
Rahmen der verbindlichen Bauleit-
planung eigenverantwortlich zu 
überprüfen, ob der v.g. Einmün-
dungsbereich ausreichend bemes-
sen und leistungsfähig sind. Die Si-
cherheit und Leichtigkeit des Ver-
kehrs im Zuge der L 756 ist dabei 
zu gewährleisten. Sofern aus ver-
kehrlichen Gründen die Sicherheit 
oder Leichtigkeit des Verkehrs im 
Zuge der L 756 durch die Gesamt-
situation im dortigen Wohngebiet 
künftig negativ beeinträchtigt wird, 
sind durch die Stadt in dem v.g. Ein-
mündungsbereich -nachträglich- 
geeignete Maßnahmen zu ergrei-
fen. 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen.  
 
Vom zuständigen Fachamt wurden 
diesbezüglich keine Bedenken geäu-
ßert.  

2.3 

3 

 Bei der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Nr. 1/S 65 „Wohngebiet 
Heidestr." ist insbesondere auch 
die Planung der Stadtbahnverlän-
gerung zu berücksichtigen, die sich 
auf die Erschließung des Plange-
bietes auswirken kann, so dass hier 
Änderungen notwendig werden 
können. 
 
Bebauungsplanbedingte Verände-
rungen an den klassifizierten Stra-
ßen gehen dabei voll zu Lasten der 
Stadt. Änderungen aufgrund der 
Stadtbahnverlängerung sind von 
dem Vorhabenträger zu tragen. Der 
Straßenbauverwaltung dürfen in 
diesem Zusammenhang keine zu-
sätzlichen Kosten entstehen. Dies 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen. Hinweisen wird gefolgt.   
 
Die Belange der Stadtbahnverlänge-
rung werden in die Begründung auf-
genommen.  
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impliziert auch die Unterhaltungs-
mehraufwendungen. 

2.3 

4 

 Von der Landesstraße 756 können 
Lärm- und Schadstoffemissionen 
auf das Plangebiet ausgehen. 
Jegliche Immissionsschutzforde-
rungen, die sich infolge der beab-
sichtigten Flächenfestsetzungen 
ergeben, werden von hieraus nicht 
anerkannt. 
Den Grundsätzen des Bundes- Im-
missionsschutzgesetzes und des 
Baugesetzbuches entsprechend 
sind eigenverantwortlich geeignete 
Schutzmaßnahmen zu treffen. 
 
Bitte beteiligen Sie uns am weiteren 
Verfahren. 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen.  
 
Im Zuge des Bauleitplanverfahrens 
wurde ein Schallgutachten erstellt. 
Entsprechende Festsetzungen wur-
den in den Bebauungsplan übernom-
men.  

2.8 Landesbetrieb 
Wald und Holz 
NRW 

Regionalforst-
amt Ostwest-
falen-Lippe 

25.03.2021 

  

2.8 

1 

 Von dem geplanten Vorhaben sind 
forstbehördliche Belange direkt be-
troffen. 
 
Im Planungsgebiet des Bebau-
ungsplanes Nr. I/S 65 befinden sich 
Waldflächen auf Flurstücken, die 
aktuell keine Wohnbebauung auf-
weisen und jetzt für Wohnbebau-
ung überplant werden. Die Flurstü-
cke Gemarkung Senne I, Flur 5, 
1614, 1061, 1014, 3254 und 3738 
tlw. sind unbebaut und bewaldet. 
Im Hinblick auf die Gesamtgröße 
der Flurstücke von rund 6300 m² 
kann hier nicht – wie in der Tabelle 
zum Scoping unter dem Oberbegriff 
Flora und Fauna ausgeführt – da-
von ausgegangen werden, dass 
durch die Nachverdichtung kein 
größerer Eingriff in Flora und Fauna 
erfolgt.  
 
Diese Flächen ohne Funktionsbi-
lanzierung und ersatzlos als bauli-
chen Innenbereich zu überplanen, 
kann nicht akzeptiert werden. Es ist 
für diese Waldflächen im Rahmen 
der Bebauungsplanaufstellung ein 
Ausgleich zu schaffen und festzu-
setzen. 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen.  
 
Die Eingriffsregelung ist hier nicht an-
zuwenden bzw. ein Ausgleich ist hier 
nicht erforderlich, da die Eingriffe 
nach § 1 a Absatz 3 BauGB bereits 
vor der planerischen Entscheidung 
zulässig waren. Dies begründet sich 
weiter mit § 34 Absatz 1 BauGB, wo-
nach ein Vorhaben innerhalb der im 
Zusammenhang bebauter Ortsteile 
zulässig ist, wenn es sich nach Art 
und Maß der baulichen Nutzung, der 
Bauweise und der Grundstücksflä-
che, die überbaut werden soll, in die 
Eigenart der näheren Umgebung ein-
fügt und die Erschließung gesichert 
ist.  
 
Soweit es unter Berücksichtigung der 
privaten Belange möglich ist, wird bei 
der Ausweisung von überbaubarer 
Grundstücksfläche auf den Baumbe-
stand Rücksicht genommen, um das 
Ortsbild zu erhalten.  
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2.7 Bezirksregie-
rung Detmold 

Dezernat 33B 

18.11.2020 

  

2.7 

1 

 Die vorliegenden Unterlagen wur-
den im Hinblick auf die Bereiche 
Immissionsschutz (nur Achtungs-
abstände nach KAS-18), kommu-
nales Abwasser sowie Agrarstruk-
tur und allgemeine Landeskultur 
geprüft. Bedenken oder Anregun-
gen werden nicht vorgebracht. 
 

Keine Bedenken.  

2.7 

2 

 Zusätzlicher Hinweis des Dezerna-
tes 32 (Regionalplanung): 
„Soweit die o.a. Bauleitplanung 
nicht gegen die Bestimmungen des 
§ 8 BauGB verstößt, sind regional-
planerische Belange nicht berührt. 
Bei einer Abweichung von den Dar-
stellungen des wirksamen Flächen-
nutzungsplanes ist eine vorherige 
landesplanerische Anfrage gem. § 
34 Abs. 1 LPIG erforderlich.  

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen.  
Abweichungen zum Flächennut-
zungsplan liegen nicht vor.  

2.10 Telekom 
Deutschland 
GmbH  

30.11.2020 

  

2.10 

1 

 Die Telekom Deutschland GmbH 
(nachfolgend Telekom genannt) - 
als Netzeigentümerin und Nut-
zungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 
1 TKG - hat die Deutsche Telekom 
Technik GmbH 
beauftragt und bevollmächtigt, alle 
Rechte und Pflichten der Wegesi-
cherung wahrzunehmen sowie alle 
Planverfahren Dritter entgegenzu-
nehmen und dementsprechend die 
erforderlichen Stellungnahmen ab-
zugeben. 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

2.10 

2 

 Zur o. a. Planung nehmen wir wie 
folgt Stellung: 
Im betroffenen Plangebiet sind Te-
lekommunikationslinien (Tk-Linien) 
der Telekom vorhanden, die aus 
beigefügtem Plan ersichtlich sind. 
Es ist nicht ausgeschlossen, dass 
diese Tk-Linien in 
ihrem Bestand und in ihrem weite-
ren Betrieb gefährdet sind. Die Auf-
wendungen der Telekom müssen 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen.  
 
Um die Auswirkungen möglichst ge-
ring zu halten, wird die Telekom im 
weiteren Verfahren beteiligt. 
 
Ein Hinweis wird in die textlichen 
Festsetzungen aufgenommen. 
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bei der Verwirklichung des Bebau-
ungsplans so gering wie möglich 
gehalten werden.  
 
Deshalb bitten wir, unsere Belange 
wie folgt zu berücksichtigen: Der 
Bestand und der Betrieb der vor-
handenen Tk-Linien müssen wei-
terhin gewährleistet bleiben. Wir 
bitten deshalb, konkrete Maßnah-
men so auf die vorhandenen Tk-Li-
nien abzustimmen, dass eine Ver-
änderung oder Verlegung der Tk-
Linien vermieden werden kann. 
Bei der Bauausführung ist darauf 
zu achten, dass Beschädigungen 
der vorhandenen Tk-Linien vermie-
den werden und aus betrieblichen 
Gründen (z.B. im Falle von Störun-
gen) der ungehinderte Zugang zu 
den Tk-Linien jederzeit möglich ist. 
Es ist deshalb erforderlich, dass 
sich die Bauausführenden vor Be-
ginn der Arbeiten über die Lage der 
zum Zeitpunkt der Bauausführung 
vorhandenen Tk-Linien der Tele-
kom informieren. Die Kabelschutz-
anweisung der Telekom ist zu be-
achten. 

2.10 

3 

 Zur Versorgung der neu zu errich-
tenden Gebäude mit Telekommuni-
kationsinfrastruktur durch die Tele-
kom ist die Verlegung neuer Tk-Li-
nien im Plangebiet erforderlich. Im 
Baugebiet werden Verkehrsflächen 
nicht als öffentliche Verkehrswege 
gewidmet. Diese Flächen müssen 
aber zur Erschließung der anlie-
genden Grundstücke mit Telekom-
munikationsinfrastruktur zur Verfü-
gung stehen. Zur Sicherung der Te-
lekommunikationsversorgung bit-
ten wir deshalb, die im beigefügten 
Plan farbig gekennzeichnete Flä-
che nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB 
als mit einem Leitungsrecht zu 
Gunsten der Telekom Deutschland 
GmbH, Sitz Bonn als zu belastende 
Fläche festzusetzen. Diese Kenn-
zeichnung alleine begründet das 
Recht zur Verlegung und Unterhal-
tung jedoch noch nicht. Deshalb 
muss in einem zweiten Schritt die 
Eintragung einer beschränkten per-
sönlichen Dienstbarkeit im Grund-
buch mit folgendem Wortlaut: „Be-
schränkte persönliche Dienstbar-
keit für die Telekom Deutschland 
GmbH, Bonn, bestehend in dem 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen.  
 
Eine Sicherung wird durch Geh-, 
Fahr- und Leitungsrechte sicherge-
stellt. Von dem vorgeschlagenen 
Text wird jedoch abgewichen.  
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Recht auf Errichtung, Betrieb, Än-
derung und Unterhaltung von Tele-
kommunikationslinien, verbunden 
mit einer Nutzungsbeschränkung." 
erfolgen. Vor diesem Hintergrund 
weisen wir vorsorglich darauf hin, 
dass wir die TK-Linien nur dann 
verlegen können, wenn die Eintra-
gung einer beschränkten persönli-
chen Dienstbarkeit zu Gunsten der 
Telekom Deutschland GmbH, Sitz 
Bonn, im Grundbuch erfolgt ist. 

2.10 

4 

 

 

Anlage wird zur Kenntnis genom-
men.  

2.10 

5 

 Anlage: Kabelschutzanweisung  Anlage wird zur Kenntnis genom-
men.  
 

2.11 Vodafone 
NRW GmbH 

17.11.2020 

  

2.11 

1 

 Im Planbereich liegen Versor-
gungsanlagen der Vodafone NRW 
GmbH. Wir sind grundsätzlich da-
ran interessiert, unser glasfaserba-
siertes Kabelnetz in Neubaugebie-
ten zu erweitern und damit einen 
Beitrag zur Sicherung der Breit-
bandversorgung für Ihre Bürger zu 
leisten. 
Ihre Anfrage wird an die zuständige 
Fachabteilung weitergeleitet, die 
sich mit Ihnen zu gegebener Zeit in 
Verbindung setzen wird. Bis dahin 
bitten wir Sie, uns am Bebauungs-
planverfahren weiter zu beteiligen. 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen 
gerne zur Verfügung. Bitte geben 
Sie dabei immer unsere obenste-
hende Vorgangsnummer an. 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen.  
 
Bisher sind keine weiteren Stellung-
nahmen eingegangen. Vodafone 
wird im weiteren Verfahren erneut 
um Stellungnahme geboten.  

2.12 Stadtwerke 
Bielefeld 
GmbH 

Netzinforma-
tion und Geo-
dienste 
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24.11.2020 

 

2.12 

1 

 Die Stadtwerke Bielefeld GmbH 
vertritt im Rahmen von Bauleitpla-
nungen in Bielefeld die Belange der 
Betreiber der Sparten Elektrizität, 
Fernwärme, Gas, Wasser, Stra-
ßenbeleuchtung und Telekommu-
nikation. Dabei handelt die Stadt-
werke Bielefeld GmbH im eigenen 
Namen bezüglich der Sparten 
Fernwärme und Wasser sowie ge-
mäß 
TKG bezüglich der Sparte Tele-
kommunikation (Breitband). Bezüg-
lich der Sparte Telekommunikation 
(Breitband, LWL und Tk-Cu) han-
delt sie gemäß TKG im Namen und 
Auftrag der BITel Gesellschaft für 
Telekommunikation mbH, bezüg-
lich der Sparten Elektrizität und 
Gas handelt sie im Namen und Auf-
trag der SWB Netz GmbH und be-
züglich der Straßenbeleuchtung im 
Namen und Auftrag der Stadt Biele-
feld. 
 
Diese Belange werden von den be-
absichtigten Darstellungen/Fest-
setzungen der anstehenden Bau-
leitplanung berührt. 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

2.12 

2 

 Hierzu teilen wir Ihnen mit, dass die 
Stadtwerke Bielefeld GmbH von 
der Festlegung des Umfangs- und 
Detaillierungsgrades für die Ermitt-
lung der Belange der Umwelt be-
züglich des Schutzgutes „Wasser" 
betroffen werden. 
In diesem Zusammenhang teilen 
wir Ihnen mit, dass das Plangebiet 
im Wassereinzugsgebiet des Was-
serwerkes 03 Bielefeld-Windels-
bleiche liegt, für welches noch kein 
Wasserschutzgebiet festgesetzt 
worden ist. 
 
Die natürlichen Grundwasser-
stände sind durch die Wasserent-
nahme des Wasserwerkes beein-
flusst. Zum Erhalt der Grundwas-
serressource sollte, die mit der bau-
lichen Nachverdichtung einherge-
hende Flächenversiegelung mög-
lichst geringgehalten werden. 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen.  
 
Ein Hinweis zur Wasserentnahme 
wird in die Planunterlagen aufgenom-
men. 
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Weiterhin sollten dauerhafte Was-
serentnahmen für z.B. Wasserhal-
tungen, Grundwasserabsenkun-
gen, Drainagen etc. untersagt wer-
den. 
 
Aus vorgenannten Gründen regen 
wir an, die Untere Wasserbehörde 
bei den weiteren Planungen zu be-
teiligen. 

2.12 

3 

 Bezüglich der Raumwärmeversor-
gung des Plangebietes nehmen wir 
wie folgt Stellung: 
 
In der Ratssitzung am 27.1.2011 
haben die Stadtwerke Bielefeld das 
Energiekonzept 2020 vorgestellt, 
welches auf den am Energiekon-
zept der Bundesregierung ange-
lehnten und formulierten Zielen der 
Stadt Bielefeld zugunsten einer 
nachhaltigen, klimafreundlichen 
Versorgung mit Elektrizität und 
Warme für die Stadt Bielefeld ba-
siert.  
 
Das Konzept sieht auf der Grund-
lage der in 2010 erarbeiteten „Wär-
mebedarfsstudie Bielefeld u.a. 
nachfolgende Schwerpunktziele 
vor: 
 Senkung des C02-Ausstoßes für Biele-

feld 

 Erreichen einer hohen KWK-Quote für 
Bielefeld bis 2020 

 Ausbau der dezentralen KVK-Stromer-
zeugung 

 Nutzung der Geothermie 

 
Mit Bezug auf den v.g. Sachverhalt 
regen wir an, die Begründung um 
den Abschnitt Ver-/ und Entsorgung 
/ Unterabschnitt Wärmeversorgung 
zu ergänzen und nachfolgenden 
Text zu übernehmen. 
 
„Auf der Grundlage des derzeit in 
der politischen Beratung befindli-
chen Energiekonzeptes der Stadt-
werke Bielefeld GmbH empfehlen 
wir die Raumwärmeversorgung für 
die Einfamilienhäuser 
 durch eine dezentrale Versorgung mit-

tels Wärmepumpen bzw. Gasbrenn-
wertkessel und Solarwärme 

Für die Mehrfamilienhäuser emp-
fehlen wir aufgrund der Warmwas-
serbereitung 
 eine Wärmeversorgung mittels Gas-

brennwertkessel und Solarwärme" 

 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen.  
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2.12 

4 

 Abschließend behalten wir uns vor, 
im weiteren Verfahren gemäß § 4 
(2) ggf. über die bereits genannten 
Anregungen hinaus Ergänzungen 
und Bedenken zu äußern. 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

2.13 moBiel GmbH 

20.11.2020 

  

2.13 

1 

 Nachfolgend erhalten Sie die Stel-
lungnahme von moBiel zum Bebau-
ungsplan-Nr. I/S 65 „Wohngebiet 
Heidestraße" 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

2.13 

2 

 moBiel hat keine Einwände gegen 
die Erstaufstellung des Bebauungs-
planes „Wohngebiet Heidestraße". 
 
Wir begrüßen die städtebauliche 
Entwicklung in Form von Nachver-
dichtung durch Wohnbebauung mit 
Anschluss an vorhandene Struktu-
ren im Bereich Senne-Buschkamp. 
Eine Innenentwicklung im Sied-
lungsbestand trägt dazu bei, vor-
handene Infrastrukturen besser 
auszulasten. 

Keine Bedenken.  

2.13 

3 

 Bitte ergänzen Sie folgende Anga-
ben zur verkehrlichen Erschließung 
durch den ÖPNV in dem Kapitel 5.3 
„Verkehr 
und Erschließung": 
Das Plangebiet wird von der moBiel 
Buslinie 135 (Senne - Buschkamp - 
Sennestadt) im näheren Einzugs-
bereich (ca. 300 m) der Bushalte-
stellen an der Brackweder Straße 
(„Senne-Center" und „Sennehof") 
erschlossen. Die Linie 135 verkehrt 
werktags in einem 10-Minutentakt, 
sowie in den Abendstunden und 
sonntags im 15-Minutentakt. Zu-
sätzlich verkehrt mit der Linie 82 
(Brackwede - Sennestadt - Stuken-
brock) ein schulbezogener Verkehr 
an 
Schultagen. 
Das ÖPNV-Angebot wird in den 
Nächten Fr/Sa, Sa/So und vor Fei-
ertagen durch die Nachtbuslinie N6 
(Jahnplatz - Brackwede - Busch-
kamp - Sennestadt) zu einem An-
gebot rund um die Uhr ergänzt. 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen. Hinweis wird gefolgt. 
  
Die Begründung wird entsprechend 
angepasst. 

2.13 

4 

 Ausschlaggebend für die Nutzung 
des ÖPNV sind u.a. attraktive, di-
rekte, sichere und beleuchtete Rad- 
und Fußwegebeziehungen zu den 
nächstgelegenen Haltestellen, die 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen.  
 
Nicht in allen Teilen des Plangebie-
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auch zum Plangebiet sicherzustel-
len sind. 
 
Durch die umfangreiche Nachver-
dichtung der Wohnbebauung der 
Buschkampsiedlung bedarf es 
auch einer Verbesserung der 
ÖPNV-Anbindung. 
Derzeit befindet sich der Stadt-
bahnausbau von Senne nach Sen-
nestadt mit Führung entlang der 
Brackweder Straße mit einer barri-
erefreien Stadtbahnhaltestelle zwi-
schen den heutigen Bushaltestellen 
Senne-Center und Sennehof in der 
Planung.  
 

tes sind Gehwege vorhanden. Insbe-
sondere die Nebenstraßen weisen 
keine Gehwege auf. Aufgrund des 
Umstandes, dass es sich um eine 
Bestandsüberplanung handelt, kön-
nen Gehwege aufgrund der beste-
henden Straßenbreiten nicht reali-
siert werden. 
 
Ein Kapitel zur Stadtbahnverlänge-
rung wird in die Begründung aufge-
nommen.  

2.13 

5 

 Im Rahmen der weiteren, detaillier-
teren Stadtbahnplanung ist es mög-
lich, dass entlang der Brackweder 
Straße Eingriffe in Privatgrundstü-
cke am Rand des Plangebietes not-
wendig werden, was im weiteren 
Verfahren zu berücksichtigen ist. 
Für den Stadtbahnausbau wird ein 
Umbau der Brackweder Straße er-
forderlich, wodurch sich die äußere 
Straßenerschließung des Plange-
bietes über den Spiegelsberger 
Weg an die Brackweder Straße ver-
ändern kann. Der Spiegelsberger 
Weg wird ggf. teilweise von der 
Brackweder Straße abgebunden, 
so dass nur noch eine Ausfahrt und 
keine Einfahrt möglich ist. 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen.   
 
Im Bereich der Brackweder Straße 
werden die überbaubaren Grund-
stücksflächen bestandsorientiert 
festgesetzt. Eine Neuausweisung er-
folgt nicht.  
  

2.15 Westnetz 
GmbH 

Regionalzent-
rum Münster 

Netzdokumen-
tation  

11.11.2020 

  

2.15 

1 

 Zu diesem Entwurf teilen wir Ihnen 
mit, dass innerhalb des im Plan ge-
kennzeichneten Bereiches weder 
Gas- oder Stromversorgungsleitun-
gen des Transportnetzes noch des 
Verteilnetzes der innogy Netze 
Deutschland GmbH verlaufen und 
die Legung von Versorgungsleitun-
gen in absehbarer Zeit nicht vorge-
sehen ist. 
Gegen den Entwurf werden keine 
Bedenken und Anregungen geäu-
ßert. 
 

Keine Bedenken.  
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2.16 PLEdoc GmbH 

28.10.2020 

  

2.16 

1 

 Wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maß-
nahme und teilen Ihnen hierzu mit, 
dass von uns verwaltete Versor-
gungsanlagen der nachstehend 
aufgeführten Eigentümer bzw. Be-
treiber von der geplanten Maß-
nahme nicht betroffen werden: 
 Open Grid Europe GmbH, Essen 

 Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 

 Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), 
Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei 
Nürnberg 

 Mittel-Europäische Gasleitungsgesell-
schaft mbH (MEGAL), Essen 

 Mittelrheinische Erdgastransportlei-
tungsgesellschaft mbH (METG), Essen 

 Nordrheinische Erdgastransportlei-
tungsgesellschaft mbH & Co. KG 
(NETG), Dortmund 

 Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH 
(TENP), Essen 

 GasLINE Telekommunikationsnetzge-
sellschaft deutscher Gasversorgungs-
unternehmen mbH & Co. KG, 

 Straelen (hier Solotrassen in Zustän-
digkeit der PLEdoc GmbH) 

 Viatel GmbH (Zaya Group), Frankfurt 
 

Maßgeblich für unsere Auskunft ist 
der im Übersichtsplan markierte 
Bereich. 
Dort dargestellte Leitungsverläufe 
dienen nur zur groben Übersicht. 
Achtung: Eine Ausdehnung oder 
Erweiterung des Projektbereichs 
bedarf immer einer erneuten Ab-
stimmung mit uns. 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

2.16 

2 

 

 

 

2.17 GASCADE 
Gastransport 
GmbH 

Abt. GNL 

13.11.2020 

  

2.17 

1 

 Wir antworten Ihnen zugleich auch 
im Namen und Auftrag der Anla-
genbetreiber WINGAS GmbH, NEL 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen. Keine Abwägung erforder-
lich. 
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Gastransport GmbH sowie OPAL 
Gastransport GmbH & Co. KG. 
Nach Prüfung des Vorhabens im 
Hinblick auf eine Beeinträchtigung 
unserer Anlagen teilen wir Ihnen 
mit, dass unsere Anlagen zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt nicht betrof-
fen sind. Dies schließt die Anlagen 
der v. g. Betreiber mit ein. 
Sollten externe Flächen zur De-
ckung des Kompensationsbedarfs 
erforderlich sein, sind uns diese 
ebenfalls zur Stellungnahme vorzu-
legen. Wir bitten Sie daher, uns am 
weiteren Verfahren zu beteiligen. 
Wir möchten Sie darauf hinweisen, 
dass sich Kabel und Leitungen an-
derer Betreiber in diesem Gebiet 
befinden können. Diese Betreiber 
sind gesondert von Ihnen zur Er-
mittlung der genauen Lage der An-
lagen und eventuellen Auflagen an-
zufragen. 

 
Es sind keine Maßnahmen zum Aus-
gleich erforderlich. 

2.19 Gasunie 
Deutschland 
Transport Ser-
vices GmbH 

29.10.2020 

 

  

2.19 

1 

 Nach eingehender Prüfung können 
wir Ihnen hierzu mitteilen, dass Erd-
gastransportleitungen, Kabel und 
Stationen der von Gasunie 
Deutschland vertretenen Unterneh-
men von Ihrem Planungsvorhaben 
nicht betroffen sind. 

Keine Betroffenheit.  

2.21 TenneT TSO 
GmbH 

24.11.2020 

 

  

2.21 

1 

 Das im Betreff genannte Vorhaben 
berührt keine von uns wahrzuneh-
menden Belange. Es ist keine Pla-
nung von uns eingeleitet oder be-
absichtigt. Zur Vermeidung von 
Verwaltungsaufwand bitten wir Sie, 
uns an diesem Verfahren nicht wei-
ter zu beteiligen. 

Keine Betroffenheit.   

2.22 Amprion 
GmbH 

03.11.2020 

  

2.22 

1 

 Im Planbereich der o. a. Maß-
nahme verlaufen keine Höchst-
spannungsleitungen unseres Un-
ternehmens. Planungen von 

Keine Betroffenheit.  
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Höchstspannungsleitungen für die-
sen Bereich liegen aus heutiger 
Sicht nicht vor. 
Wir gehen davon aus, dass Sie be-
züglich weiterer Versorgungsleitun-
gen die zuständigen Unternehmen 
beteiligt haben. 

2.25 Evangelische 
Kirche von 
Westfalen 

Das Landes-
kirchenamt - 
Baureferat  

 

  

2.25 

1 

 Gegen die obengenannte Planung 
bestehen keine Bedenken. 

 

Keine Bedenken.  

2.31 Geologischer 
Dienst NRW 

Landesbetrieb 

 

  

2.31 

1 

 Zu o. g. Verfahren gebe ich im Rah-
men der frühzeitigen Beteiligung 
folgende Informationen und Hin-
weise: 
Baugrund 
Nach den mir vorliegenden Unterla-
gen steht im Bereich des Plange-
bietes quartärzeitlicher toniger, 
schluffiger Sand (Nachschüttsand) 
an. Im tieferen Untergrund treten 
verkarstungsfähige Karbonatge-
steine der Oberkreide auf.Im Um-
feld des Geländes sind keine Erd-
fälle bekannt. Der Baugrund ist ob-
jektbezogen zu untersuchen und zu 
bewerten. 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen. Hinweis wird gefolgt.  
 
Ein Hinweis zur Baugrunduntersu-
chung wird in die Planunterlagen auf-
genommen. 

2.40 Flughafen 
Bielefeld 
GmbH  

 

  

2.40 

1 

 Wie bei vergleichbaren Vorhaben 
bitten wir darum, den folgenden 
Text an geeigneter Stelle in den 
Bebauungsplan aufzunehmen: 
 
Luftlinie ca. 800 Meter Richtung Sü-
den entfernt befindet sich der Flug-
platz Bielefeld. Für diesen wurde im 
Rahmen eines Verfahrens zur Ver-
längerung der Start-/Landebahn ein 
schalltechnisches Gutachten er-
stellt. Aus den Ergebnissen dieses 
Gutachtens kann gefolgert werden, 
dass die von dem Flugbetrieb aus-
gehenden Lärmemissionen für das 

Aussagen werden zur Kenntnis ge-
nommen. Hinweis wird gefolgt.  
 
Ein entsprechender Hinweis wird in 
die Begründung aufgenommen.  
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Von den folgenden Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden keine Stellung-

nahmen abgegeben: 

 

1.1Bezirksamt Senne 

1.2 Gleichstellungsstelle 005 

1.3 Immobilienservicebetrieb 230 

1.11 Büro für integrierte Sozialplanung und Prävention 540 

1.13 Bauamt Stadtentwicklung 600.2 

1.22 Umweltbetrieb, Stadtgrün und Friedhöfe 700.6 

 

2.1 Polizeipräsidium Bielefeld- Direktion K/KK 34 KP/O 

2.2 Polizeidirektion Bielefeld – Direktion V  

2.14 BVO – Busverkehr Ostwestfalen GmbH 

2.20 Avacon AG  

2.36 Naturpark Teutoburger Wald/ Eggegebirge  

2.27 Landesbüro der Naturschutzverbände NRW   

Heimatverein Senne  

  

 

  

geplante Wohngebiet keine unzu-
mutbaren Beeinträchtigungen dar-
stellen. Der Flugplatz Bielefeld ist 
als Verkehrslandeplatz eine öffent-
liche Verkehrseinrichtung mit Be-
triebspflicht und hat gemäß der 
Luftverkehrskonzeption NRW den 
Status als Schwerpunktflugplatz für 
den Geschäftsreiseverkehr. Der 
Flugbetrieb mit Motorflugzeugen, 
Hubschaubern und anderen Luft-
fahrzeugen findet ganzjährig zum 
größten Teil zwischen 06:00 und 
22:00 Uhr statt. 
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3. ERGEBNIS DER AUSWERTUNG DER STELLUNGNAHMEN AUS DER FRÜH-

ZEITIGEN BETEILIGUNG ZUM VORENTWURF 

 

Aufgrund der vorliegenden Anregungen und Hinweise aus der Offenlegung ergeben sich ge-

genüber dem Vorentwurf im Wesentlichen die unten aufgeführten Änderungen bzw. Ergän-

zungen.  

 

Im Einzelnen:  

 

 Nutzungsplan  

- Darstellung Allgemeines Wohngebiet (WA) im Sinne von § 4 BauNVO 

- Anpassungen der überbaubaren Grundstücksflächen  

- Erhaltenswerte Bäume nach Umweltbericht werden zum Erhalt festgesetzt   

- Anpassung/ Konkretisierung der Geh-, Fahr- und Leitungsrechte  

- Eintragung der Isophone für Bauschall-Dämmung  

- Anpassung/ Ergänzung der Nutzungsschablone 

 

 Textliche Festsetzungen  

- Überarbeitung der textlichen Festsetzungen  

- Anpassung an den aktuellen Standard  

 

 Begründung 

- Ergänzungen u. a. zum Flugplatz, Umwelt- und Artenschutz, Durchgrünung, Entwäs-

serung, Immissionen, Stadtbahnplanung und Wasserentsorgung  

- Erstellung Umweltbericht als eigenständiger Teil der Begrünung  

 


